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1  ABSTIMMUNGSFRAGE UND  
ABSTIMMUNGSVERFAHREN

Abstimmungsvorlage:
Volksabstimmung über eine neue Beitrags- und Gebührenordnung  
im Bau- und Erschliessungswesen.

Der Gemeinderat empfiehlt einstimmig, dieser Vorlage zuzustimmen.

Die Abstimmungsfrage lautet:

Wollen Sie der neuen Beitrags- und Gebührenordnung im Bau- und  
Erschliessungswesen zustimmen?



4

2 DAS WICHTIGSTE IN KÜRZE
Die bisherige Beitrags- und Gebühren-
ordnung (BGO) der Gemeinde Sirnach 
stammt aus dem Jahr 1998. Sie ist nicht 
mehr aktuell, widerspricht übergeord-
neten Gesetzen und gibt in der Hand-
habung wegen unpräzisen Formulierun-
gen oft zu Diskussionen Anlass. 

Eine durch den Gemeinderat beauf-
tragte Arbeitsgruppe hat ein neues, 
zeitgemässes Reglement erstellt. Es 
orientiert sich am Musterreglement 
des Departements für Bau und Umwelt 
(DBU) des Kantons Thurgau und über-
nimmt Empfehlungen zur Finanzierung 
der Wasserversorgung des Schweizeri-
schen Vereins des Gas- und Wasserfa-
ches. 

Der Entwurf der BGO ist dem Rechts-
dienst des DBU und dem Eidgenös-
sischen Preisüberwacher zur Stel-
lungnahme unterbreitet worden. Die 
Empfehlungen des Rechtsdienstes 
wurden in der definitiven Fassung des 
Reglements weitgehend übernommen. 
Zu wenigen Vorbehalten des Preisüber-
wachers gibt der Gemeinderat eine ver-
ständliche Begründung ab, weshalb er 
die vorliegende Fassung der BGO bei-
behalten will. 

Mit der neuen BGO verfügt die Ge-
meinde Sirnach über ein zeitgemässes 
Reglement, 
–  das den Anforderungen übergeord-

neten Rechts entspricht;
–  das die Kosten von Erschliessungs-

anlagen in gerechter Weise auf die 
davon profitierenden Grundeigentü-
mer/-innen verteilt;

–  womit über einmalige Anschlussge-
bühren das vorgelagerte Netz der 
Werkleitungen und die dazugehören-
den zentralen Anlagen finanziert wer-
den können;

–  um mit wiederkehrenden Gebühren 
die Erneuerung und den Unterhalt 
dieser Infrastrukturen zu gewährleis-
ten;

–  damit die Gebühren im Bauwesen ge-
regelt sind.
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3  DER WERDEGANG ZUR NEUEN BEITRAGS- 
UND GEBÜHRENORDNUNG (BGO)

3.1 Ausgangslage
Die Politische Gemeinde Sirnach be-
sitzt eine Beitrags- und Gebührenord-
nung im Bau- und Erschliessungswesen 
(BGO), welche an der Urnenabstimmung 
vom 15. März 1998 durch die Stimm-
berechtigten beschlossen worden ist. 
Der Regierungsrat hat diese BGO am 
12. Mai 1998 genehmigt. Sie wurde 
durch den Gemeinderat auf den 1. Juli 
1998 in Kraft gesetzt. Die alte BGO  
(www.sirnach.ch/Onlineschalter/Bau& 
Liegenschaften/Beitrags- und Gebüh-
renordnung im Bau- und Erschliessungs-
wesen) stützt sich im Wesentlichen auf 
das alte Planungs- und Baugesetz des 
Kantons Thurgau vom 16. August 1995 
sowie das kantonale Einführungsgesetz 
über den Schutz der Gewässer vom 
5. März 1997. 

Die BGO hat sich während beinahe 25 
Jahren grundsätzlich bewährt. Aller-
dings haben einige Formulierungen im 
alten Reglement in der praktischen An-
wendung immer wieder zu Diskussio-
nen Anlass gegeben. Ausserdem sind in 
den vergangenen Jahren neue überge-
ordnete Gesetze und Verordnungen er-
lassen worden, welche die Neufassung 
einer gültigen BGO notwendig machen.

3.2 Baurechtliche Grundlagen
§ 38 ff des Planungs- und Baugesetzes 
(PBG) des Kantons Thurgau regelt die 
Finanzierung von Erschliessungsanla-
gen (Strasse, Kanalisation, Wasser, elek-
trischer Strom, etc.). § 49 PBG bildet 
die Grundlage zur Erhebung von An-
schlussgebühren und wiederkehrenden 
Gebühren. In den §§ 10 bis 12 des kan-

tonalen Einführungsgesetzes zum Bun-
desgesetz über den Schutz der Gewäs-
ser (EG GschG) ist die Finanzierung der 
Kanalisation und Abwasserreinigungs-
anlagen geregelt.

Basierend auf diesen übergeordneten 
Rechtsgrundlagen sowie dem Muster-
reglement des Departements für Bau 
und Umwelt «Beitrags- und Gebühren-
ordnung für die Gemeinden des Kan-
tons Thurgau» und der «Empfehlung zur 
Finanzierung der Wasserversorgung» 
des Schweizerischen Verein des Gas- 
und Wasserfaches (SVGW, Regelwerk 
W1006) wurde die neue BGO der Ge-
meinde Sirnach erstellt.
 

3.3 Auftrag
Am 2. Juli 2019 hat der Gemeinderat 
Sirnach die bhateam ingenieure ag, 
Frauenfeld, mit der Neufassung einer 
Beitrags- und Gebührenordnung be-
auftragt. Die durch das Ingenieurbüro 
erstellte neue BGO ist in der Folge in 
einer Arbeitsgruppe unter dem Vorsitz 
von Kurt Baumann, Gemeindepräsi-
dent; Käthi Styger, Vertretung Abtei-
lung Bau & Liegenschaften; Thomas 
Etter, Geschäftsführer EW Sirnach AG, 
sowie Vertretern des Ingenieurbüros an 
mehreren Sitzungen diskutiert und in 
die endgültige Fassung gebracht wor-
den. 
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3.4 Arbeitsablauf

2. Juli 2019 Auftragsvergabe Gemeinderat an  
bhateam ingenieure ag

2019 – 2020 5 Sitzungen mit Arbeitsgruppe, juristi-
schen Abklärungen, Modellrechnungen 
etc.

20. Januar 2021 Zustimmung des VR des EW Sirnach  
zum Reglementsentwurf

10. Februar 2021 Verabschiedung des Reglementsentwurfs 
durch den Gemeinderat Sirnach zur  
Vorprüfung

März – August 2021 Vorprüfung der BGO durch das Departe-
ment für Bau und Umwelt des Kantons 
Thurgau (DBU)

März – April 2021 Überprüfung der BGO durch den  
eidgenössischen Preisüberwacher

September – Dezember 2021 ergänzende Vorprüfung durch das DBU 
aufgrund der Bemerkungen des Preis-
überwachers

Januar – April 2022 Diskussion in der Arbeitsgruppe und 
endgültige Fassung der BGO

1. August – 31. Oktober 2023 Vernehmlassung

11. Januar 2023 Genehmigung BGO und Verabschiedung 
der Botschaft durch den Gemeinderat 
Sirnach

18. Juni 2023 Volksabstimmung

… Anschliessend Genehmigung der BGO 
durch das DBU und Inkraftsetzung durch 
den Gemeinderat Sirnach
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4  WESENTLICHE MERKMALE  
DER NEUEN BGO

Die BGO orientiert sich hauptsächlich 
am Musterreglement des Rechtsdiens-
tes des DBU und übernimmt Empfeh-
lungen zur Finanzierung der Wasserver-
sorgung des SVGW.

Die Hauptkapitel
I. Finanzierung der Erschliessung 
 a. Allgemein
 b. Erschliessungsbeiträge
 c. Anschlussgebühren
 d. Wiederkehrende Gebühren

II.  Ersatzabgaben für Parkplätze und 
Spielplätze

III. Gebühren im Bauwesen
 a. Baupolizeiwesen
 b.  Inanspruchnahme von gemeinde-

eigenem öffentlichen Grund / Ge-
steigerter Gemeingebrauch

IV.  Schluss- und Übergangsbestimmun-
gen mit den dazugehörenden An-
hängen werden in der neuen BGO 
beibehalten. 

Bei Notwendigkeit sind Artikel präziser 
und klarer formuliert worden.
Nachfolgend werden die wichtigsten 
Änderungen beschrieben:

Art. 2 Zuständigkeiten Diese waren bisher nicht klar geregelt.

Art. 2, Abs.2 Zeigt auf, dass diesbezügliche Details in einem Kon-
zessionsvertrag geregelt sind. Ausserdem ist in der 
Gemeindeordnung (GO) unter Aufgaben und Kompe-
tenzen des Gemeinderates in Art. 25, lit. p folgendes 
festgehalten:
«Genehmigungen allgemeingültiger Tarife der EW 
 Sirnach AG für die Lieferung von Wasser unter Vorbe-
halt von vertraglichen Sonderregelungen, die dem Ge-
meinderat zur Kenntnis zu bringen sind.»
Weitergehende Präzisierungen sind deshalb in der 
BGO nicht mehr notwendig.

Art. 4 bis Art. 9 Präzisierungen gemäss Musterreglement.
Hinweise auf Regelungen im PBG. Was im PBG gere-
gelt ist, braucht in der BGO nicht nochmals aufgeführt 
zu werden!

Art. 10 Neuer Ausgangsindex mit Basis 1. April 2017 = 100.
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Art. 14 In diesem Artikel werden die Bemessungsgrundsätze 
festgelegt.

Art. 15 Im alten Reglement waren die Kostenteiler der Ge-
meinde beschrieben. In der neuen BGO wird festge-
legt, welchen Beitrag die Grundeigentümer zu leisten 
haben. 

Art. 17 Klare Regelung der massgeblichen Grundstücksflä-
che. Neu gilt ausserhalb der Bauzone bei überbauten 
Grundstücken die zweifache Gebäudegrundfläche als 
massgebliche Fläche (in der alten BGO = dreifache Ge-
bäudegrundfläche).

Art. 20 Klarer Beschrieb des Verfahrens.

Art. 21 und Art. 22 Präzisierung gemäss Musterreglement. Bezüglich 
 Fälligkeiten wird auf Art. 7, Abs. 3 verwiesen.

Art. 23 Grundsätzlich neue Regelung. 
Präzisierung bezüglich Anschlussobjekten und Einwoh-
nergleichwerten. Für die Berechnung sind die Abwas-
serfrachten (Einwohnergleichwert) und die Grösse der 
Grundstücksfläche massgebend.
Ausnahmeregelung, wenn Regenwasser nicht in eine 
 öffentliche Entwässerungsanlage abgeleitet wird.

Art. 24 Die Wasseranschlussgebühr war nach alter BGO kom-
pliziert zu berechnen. 
Neu richtet sich die Höhe der Anschlussgebühr nach 
der Grösse des eingebauten Wasserzählers.

Art. 25 Grundsätzliche Änderung der bisherigen Bemessungs-
grundlage. 
Neu richtet sich die Anschlussgebühr nach der fein ab-
gestuften bewilligten Leistung in kW.

Art. 26 und Art. 27 Präzisierung gemäss Musterreglement. Bezüglich 
 Fälligkeiten wird auf Art. 7, Abs. 3 verwiesen.

Art. 28 Neufassung gemäss Musterreglement. Präzisierung 
gegenüber der alten BGO. Neu gilt ausserhalb der Bau-
zone bei überbauten Grundstücken die zweifache Ge-
bäudegrundfläche als massgebliche Fläche (in der alten 
BGO = dreifache Gebäudegrundfläche).

Art. 29 Präzisierung und Hinweis auf das PBG.

Art. 33 Die Rückerstattungspflicht einer Ersatzabgabe an 
 Abstellplätze oder Spielplätze wird von 20 Jahren auf 
10 Jahre reduziert.
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Art. 34 Neben kleinen Präzisierungen Ergänzung mit Abs. 6, 
womit querulatorische und trölerische Einsprachen 
nach verursachtem Aufwand verrechnet werden kön-
nen.

Art. 35 Kleine Präzisierungen.

Art. 36 Kleine Präzisierungen, Grundlage ist das Kantonale Ge-
setz über Strassen und Wege. 

Art. 37 Die Bemessung der Gebühren war in der alten BGO 
nicht festgelegt. 
In Nachachtung von § 34, Abs. 3 des Kantonalen Geset-
zes über Strassen und Wege leisten die Werke für die 
Nutzung des öffentlichen Grundes eine Entschädigung 
an die Gemeinde.

Art. 38 bis Art. 43 Kleine Präzisierungen.
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5  VORPRÜFUNG DURCH DAS DEPARTEMENT 
FÜR BAU UND UMWELT

Am 9. März 2021 hat die Politische Gemeinde Sirnach die neue Beitrags- und 
 Gebührenordnung dem Rechtsdienst des Departements für Bau und Umwelt des 
Kantons Thurgau zur Vorprüfung eingereicht. 
Zu den am 11. August 2021 eingegangenen Bemerkungen des Rechtsdienstes hat 
die Arbeitsgruppe gemäss nachfolgender Tabelle entschieden:

Artikel in 
BGO

Bemerkungen Vorprüfung 
DBU

Entscheid Arbeitsgruppe

Titel Titel sei zu wenig präzis, weil 
nicht nur das Bau- und Er-
schliessungswesen, sondern 
auch Ersatzabgabe und Gebüh-
ren für den gesteigerten Ge-
meingebrauch geregelt wurde.

Titel wird beibehalten, hat sich 
über die Jahre etabliert. 
Aussagen über Ersatzabgaben 
und gesteigerten Gemein-
gebrauch gab es schon in der 
alten BGO.

Art. 2, 
Abs. 3

In Abs. 3 wird beschrieben, dass 
die Gemeinde auf die Erhebung 
von wiederkehrenden Gebüh-
ren für Elektrizität und Wasser 
verzichtet und die EW Sirnach 
AG ermächtigt, die Preise für 
die Leistung selbständig zu re-
geln. Dies sei ein Widerspruch, 
systemwidrig und inkonse-
quent. Es sei auch unklar, wie 
der Rechtsmittelweg aussehen 
würde.

Auf Abs. 3 wird verzichtet. Die 
grundsätzliche Formulierung in 
Abs. 2 genügt. Gemäss Ge-
meindeordnung Art. 22, lit. p 
hat der Gemeinderat folgende 
Kompetenzen:
«Genehmigung allgemeingül-
tiger Tarife der EW Sirnach AG 
für die Leistung von Wasser 
unter Vorbehalt von vertrag-
lichen Sonderregelungen, die 
dem Gemeinderat zur Kenntnis 
zu bringen sind.»
Weitere Details sind im Kon-
zessionsvertrag zwischen der 
Gemeinde Sirnach und der EW 
Sirnach AG festgehalten. Eine 
weitergehende Regelung ist 
nach Auskunft des Rechtsbera-
ters der Gemeinde Sirnach nicht 
notwendig.
Abs. 4 wird zu Abs. 3.
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Artikel in 
BGO

Bemerkungen Vorprüfung 
DBU

Entscheid Arbeitsgruppe

Art. 4,  
Abs. 1 und 
2

Nicht genehmigungsfähig, 
weil die Definition betreffend 
Erschliessungsbeiträgen und 
Anschlussgebühren vom Gesetz 
abweichen.

Text entsprach der Formulie-
rung in der alten BGO. 
Empfehlung wird übernommen. 
Neuer Text gemäss Musterreg-
lement.

Art. 10,  
Abs. 1

Präzisierung bezüglich Zürcher 
Baukostenindex sei notwendig.
Es stelle sich die Frage, ob die-
ser Index für die Region Sirnach 
sinnvoll sei.

Dieser Index wird gemäss alter 
BGO beibehalten.
Präzisierung auf «Zürcher Index 
der Wohnbaukosten»

Art. 10, 
Abs. 2

Vergleiche Bemerkung zu Art. 2, 
Abs. 3 BGO.

Vergleiche Bemerkung zu Art. 
2, Abs. 3 BGO, d.h. auf Art. 10, 
Abs. 2 wird verzichtet, Abs. 3 
wird zu Abs. 2.

Art. 13, 
Abs. 3

Unbestimmte Formulierung. 
Beitragspflicht sei bereits in Art. 
17, Abs. 3 geregelt.
Empfehlung auf Verzicht von 
Abs. 3.

Abs. 3 wird ersatzlos gestrichen.

Art. 15, 
Abs. 2

Präzisere Formulierung und Hin-
weis auf die Richtwerte in Abs. 
1 sei notwendig.

Neuformulierung von Abs. 2 
wird vorgenommen. 

Art. 17, 
Abs. 3

Empfehlung zur zweifachen Ge-
bäudegrundfläche, weil sich die 
Berechnungsart der Fläche zu-
folge einer gesetzlichen Grund-
lage geändert habe.

Empfehlung wird übernommen. 
Anstelle der dreifachen wird die 
zweifache Gebäudegrundfläche 
eingeführt.

Art. 21, 
Abs. 3

Ob eine Beschränkung auf 
5 Jahre dem übergeordneten 
Recht standhalten würde, müsse 
die Rechtssprechung zeigen.

Die fünfjährige Frist war schon 
in der alten BGO festgelegt. 
Eine zwingende Änderung 
drängt sich nicht auf. 5 Jahre 
beibehalten. 

Art. 23 Das Musterreglement des DBU 
sieht einen separaten Gebüh-
rentarif für die Grundstücks-
flächen vor, welche nicht in die 
Schmutzwasserkanalisation 
entwässert werden.

Dieser Artikel wird präzisiert 
und in Abs. 3 eine Neuformulie-
rung betreffend Ableitung des 
Regenwassers eingeführt. 
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Artikel in 
BGO

Bemerkungen Vorprüfung 
DBU

Entscheid Arbeitsgruppe

Art. 24,  
Abs. 4 und 
Art. 25, 
Abs. 3

Diese Absätze können gestri-
chen werden, weil Rückerstat-
tung und Gutschrift bereits in 
Art. 21, Abs. 2 und 3 geregelt 
sei.

Diese Absätze werden aufgrund 
der Empfehlung gestrichen.

Art. 24, 
Abs. 5 und 
Art. 25,  
Abs. 4

Der Verweis auf die Bestim-
mungen der EW Sirnach AG sei 
systemfremd.

Diese Absätze werden aufgrund 
der Empfehlung gestrichen.

Art. 26, 
Abs. 3

Systemfremd, weil gemäss Art. 
2, Abs. 3 BGO das Recht zur 
Erhebung von wiederkehrenden 
Gebühren auf die EW Sirnach 
AG übertragen sei.

Dieser Absatz wird aufgrund 
der Empfehlung gestrichen.

Art. 28,
Abs. 3

Hinweis betreffend zweifacher 
Gebäudegrundfläche (siehe 
Bemerkung zu Art. 17, Abs. 3 
BGO). In Ziffer 2 und 3 werden 
bezüglich Preisfestlegung Hin-
weise auf die EW Sirnach AG 
gemacht. Es gelten die Bemer-
kungen zu Art. 2, Abs. 3 BGO.

Es wird die zweifache Gebäude-
grundfläche eingeführt. Auf die 
Ziffer 2 (Wasserversorgung) und 
Ziffer 3 (Elektrizitätsversorgung) 
wird verzichtet. Bestimmung in 
Art. 2, Abs. 3 BGO genügt.

Weitere 
Bestim-
mungen 
zu wieder-
kehrenden 
Gebühren

Es wird bezüglich Kostentrans-
parenz empfohlen, Einsichts-
recht und Fälligkeit die Regelun-
gen gemäss Musterreglement 
zu übernehmen.

Die Fälligkeit wird in Art. 27 im 
neuen Abs. 3 festgelegt. Die 
Kostentransparenz betrifft die 
Gemeinderechnung und ist dort 
ausgewiesen. Das Einsichts-
recht (Öffentlichkeitsprinzip) ist 
gewährleistet und muss nicht 
speziell formuliert werden.

Art. 36, 
Abs. 1

Präzisierung, vor dem Hinter-
grund von § 34 des Gesetzes 
über Strassen und Wege.

Damit sich kein Widerspruch 
zum übergeordneten Recht er-
gibt, wird bezüglich Inanspruch-
nahme des öffentlichen Grun-
des das Wort «insbesondere» 
eingeführt.

Art. 37, 
Abs. 1

Nicht genehmigungspflichtig. Formulierung wird beibehalten.
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6  VORPRÜFUNG DURCH DEN EIDGENÖSSI-
SCHEN PREISÜBERWACHER

Gemäss Art. 14 des Preisüberwa-
chungsgesetzes (PüG) sind die Gemein-
den, welche Wasser- oder Abwasser-
gebühren genehmigen oder festlegen, 
grundsätzlich verpflichtet, die entspre-
chenden Unterlagen vor dem definiti-
ven Entscheid dem Preisüberwacher zur 
Stellungnahme vorzulegen.

Nach Vorliegen des BGO-Entwurfes hat 
die Gemeinde Sirnach die entsprechen-
den Unterlagen am 17. März 2021 dem 
Preisüberwacher zugestellt. 

In seinen an verschiedenen Daten ab-
gegebenen Stellungnahmen weist der 
Preisüberwacher darauf hin, dass der 
Gemeinderat Sirnach gemäss Art. 14, 
Abs. 2 PüG begründen muss, weshalb 
er allenfalls von den Empfehlungen des 
Preisüberwachers abweicht. 

Nachfolgend werden die wesentlichen 
Bemerkungen des Preisüberwachers 
in der Reihenfolge nach Eingang der 
Stellungnahmen beschrieben und die 
Begründungen des Gemeinderats dar-
gelegt.

31. März 2021 Bereich Bauwesen
Der Preisüberwacher verzichtet auf eine 
umfassende Prüfung und detaillierte 
Empfehlung. 

31. März 2021 Bereich Abwasser
«Weil die Gemeinde Sirnach in ihrem Ent-
sorgungsgebiet über ein lokales Monopol 
in der Abwasserentsorgung verfügt, ist 
Art. PüG erfüllt; sie muss den Preisüber-
wacher zwingend anhören. Der Preis-
überwacher hat ein Empfehlungsrecht.»

Anschlussgebühren
Nach der alten BGO (Art. 24) wurden 
die Anschlussgebühren wie folgt be-
rechnet:
–  Grundgebühr: CHF 2’520.– pro An-

schlussobjekt
–  Zusatzgebühr: CHF 1’260.– pro Ein-

wohnergleichwert

Neu wird die Anschlussgebühr einer-
seits in Abhängigkeit von der Abwas-
serfracht und anderseits abhängig von 
der Grösse der nach Generellem Ent-
wässerungsplan (GEP) entwässerten 
und an die ARA bzw. an eine öffentliche 
Regenwasserleitung angeschlossenen 
Grundstücksfläche erhoben (Art. 23 
BGO).
Diese neue Berechnungsart entspricht 
dem Musterreglement des Kantons 
Thurgau und stimmt mit vielen Reg-
lementen von Thurgauer Gemeinden 
überein.
Zur neuen Berechnungsart gibt der 
Preisüberwacher folgende Empfehlung 
ab:
–  Die Grundgebühr nicht aufgrund der 

m² der nach GEP entwässerten und an 
die ARA bzw. an eine öffentliche Re-
genwasserleitung angeschlossenen 
Grundstücksflächen, multipliziert mit 
den jeweiligen Abflusskoeffizienten 
gemäss GEP zu bemessen, sondern 
nach einem vom Preisüberwacher 
empfohlenen Modell. 

–  Die Anschlussgebühren nicht auf-
grund der m² der nach GEP entwäs-
serten und an die ARA bzw. an eine 
öffentliche Regenwasserleitung an-
geschlossenen Grundstücksflächen, 
multipliziert mit den jeweiligen theo-
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retischen Abflusskoeffizienten gemäss 
GEP zu bemessen – insbesondere 
empfiehlt er bei der Bemessung der 
Gebühr auf die effektiven Verhältnisse 
abzustellen und nicht auf die theore-
tisch möglichen. 

–  Dafür zu sorgen, dass die Anschluss-
gebühren für keine Gebäudeart um 
mehr als 20 % verändert werden.

Aufgrund dieser Empfehlungen des 
Preisüberwachers, die dem Musterreg-
lement des Kantons Thurgau diametral 
gegenüberstehen, hat die Gemeinde 
Sirnach den Rechtsdienst des Departe-
ments für Bau und Umwelt am 13. Sep-
tember 2021 um eine diesbezügliche 
Stellungnahme gebeten. 

Am 3. Dezember 2021 gibt das DBU 
 folgende Auskunft:
«Nach Rücksprache mit unserer Fach-
stelle halten wir fest, dass der Abfluss-
koeffizient zwar grundsätzlich einen 
theoretischen darstellt, dieser aber aus 
Referenzflächen (Einzugsgebiete von 
vier bis sieben Parzellen) ermittelt wor-
den ist und daher eine relativ präzise 
Annäherung an die tatsächlichen Ab-
flussbeiwerte ist. Eine noch genauere, 
parzellenscharfe Erhebung der Abfluss-
beiwerte wäre mit erheblichem Mehr-
aufwand verbunden und entspricht 
nicht der Praxis in der Schweiz. Die 
Rücksprache des DBU mit dem Preis-
überwacher hat ergeben, dass dem Ver-
ursacherprinzip und dem Grundsatz der 
Rechtsgleichheit genügend Rechnung 
getragen werden kann, wenn zusätz-
lich eine Bestimmung in die BGO ein-
gefügt wird, wonach bei Nachweis einer 
wesentlichen Abweichung des tatsäch-
lichen (konkreten) Abflusskoeffizienten 
vom theoretischen Abflusskoeffizienten 
eine Anpassung der Gebühren verlangt 

werden kann. Wir empfehlen daher, Art. 
28 Abs. 1 lit. a BGO (2. Absatz) um diese 
Möglichkeit der Anpassung der Gebüh-
ren zu ergänzen und Art. 23 lit. b BGO 
betreffend Anschlussgebühren Abwas-
ser ebenfalls mit einer solchen Bestim-
mung zu versehen».

In Nachachtung dieser Antwort wurde 
die darin enthaltene Empfehlung in die 
neue BGO übernommen, d.h. Art. 23 
wurde mit Abs. 3 ergänzt.
3  Wird Regenwasser nachgewiesener-

massen anders als in eine öffentli-
che Entwässerungsanlage abgeleitet 
(bspw. mittels Versickerungsanlage), 
ist eine entsprechende Reduktion der 
Grundstücksfläche bei der Berech-
nung der Grundgebühr vorzunehmen. 

Und in Art. 28, Abs. 3 folgende Präzisie-
rung vorgenommen:
3  Wird der Nachweis erbracht, dass der 

tatsächliche Abflusskoeffizient vom 
theoretischen Abflusskoeffizienten ge-
mäss GEP wesentlich abweicht, kann 
eine Anpassung der Gebühr verlangt 
werden. 

Begründung Gemeinderat:
–  Die neue BGO entspricht weitgehend 

dem Musterreglement für die Ge-
meinden des Kantons Thurgau des 
DBU. Die darin dargelegte Berech-
nungsart wird in vielen Gemeinden 
des Kantons angewandt und ist unter 
Fachleuten anerkannt. Dadurch ist 
eine gewisse Einheitlichkeit im Kanton 
gewährleistet. 

–  Auf die pauschale Grundgebühr der 
alten BGO wird bewusst verzichtet 
und ein verfeinertes Berechnungs-
modell in Abhängigkeit der Abwas-
serfracht und der Grundstücksfläche 
eingeführt. 
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–  Die schon im alten Reglement erwähn-
ten Einwohnergleichwerte, deren An-
wendung oft zu Diskussionen führte, 
wurde im neuen Reglement präzisiert 
und verfeinert. Die Gebühr pro Ein-
wohnergleichwert wird gemäss altem 
Reglement beibehalten und bewusst 
nicht erhöht. 

–  Bei offensichtlichen und nachweisba-
ren, selten auftretenden Ausnahme-
fällen in der Abwassereinleitung kön-
nen die zuständigen Instanzen eine 
Anpassung der Gebühr reglements-
konform vornehmen. 

–  Andere vom Preisüberwacher vorge-
schlagenen Berechnungsmodelle ver-
ursachen einen unverhältnismässigen 
Berechnungs- und Verwaltungsauf-
wand, welcher gegenüber Stimmbür-
gerinnen und Stimmbürgern nicht zu 
rechtfertigen ist.

–  Der Gebührenansatz bezüglich Grund-
stücksflächen wurde aufgrund der 
durch die Abteilung Bau & Liegenschaf-
ten durchgeführten Modellberechnun-
gen sehr differenziert und bewusst 
festgelegt. Er garantiert eher eine Ver-
ringerung der Anschlussgebühr, jeden-
falls keine Erhöhung um 20  %.

Wiederkehrende Gebühren:
Dazu gibt der Preisüberwacher keine 
Empfehlung ab, weil für eine vertiefte 
Überprüfung die dazu notwendigen 
Unterlagen fehlen. Bisher war diese 
Gebühr in einem Anhang zum Kanali-
sationsreglement festgelegt. Die wie-
derkehrenden Gebühren in der neuen 
BGO sind aus dem alten Anhang über-
nommen worden und bleiben unverän-
dert.

6. April 2021 Bereich Wasser
Anschlussgebühren:
Nach der alten BGO (Art. 25) setzt sich 
die Anschlussgebühr zusammen aus 
einer Grundgebühr pro Anschluss und 
einer Zusatzgebühr für jeden Einwoh-
nergleichwert:
–  Grundgebühr: CHF 1’890.– pro An-

schlussobjekt
–  Zusatzgebühr: CHF 375.– pro Einwoh-

nergleichwert

Neu wird die Anschlussgebühr anhand 
des grössten Durchflusses des Wasser-
zählers berechnet. 

Dazu empfiehlt der Preisüberwacher:
«Von einer Änderung der Bemessungs-
grundlage und einer Erhöhung der 
 Anschlussgebühren sei abzusehen».

In seinem Schreiben vom 3. Dezem-
ber 2021 weist der Rechtsdienst des 
DBU darauf hin, dass der vorgesehene 
Wechsel der Berechnungsgrundlage zu 
Gebührensprüngen führen könne, die 
weder mit dem Verursacherprinzip noch 
mit dem Äquivalenzprinzip vereinbar 
seien. Die Einführung einer zusätzlichen 
Grundgebühr wird empfohlen. 

Auf die «Empfehlung zur Finanzierung 
der Wasserversorgung» des Schweize-
rischen Vereins des Gas- und Wasserfa-
ches (SVGW) wird hingewiesen. 

Die Bemerkungen des Preisüberwa-
chers und des Rechtsdienstes des DBU 
haben die EW Sirnach AG veranlasst, im 
Auftrag der Gemeinde eine Stellung-
nahme des SVGW einzuholen.
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Der Antwort des SVGW vom 29. März 
2022 ist unter Würdigung der Einschät-
zung des Preisüberwachers und der 
Empfehlung des DBU zu entnehmen, 
dass
–  als Bemessungskriterium die Wasser-

zählergrösse zulässig ist (vgl. Anhang 
zum Regelwerk W1006 des SVGW)

–  die Änderung der Bemessungsrege-
lung zu keiner Anpassung um mehr als 
+/– 20 % führen soll. 

–  mit einer Simulation bisheriger und 
neuer Gebühren der Nachweis er-
bracht wird, dass insgesamt keine Er-
höhung der jährlichen Anschlussge-
bühren erfolgt.

Aufgrund dieser Empfehlung und Vergleichsrechnungen ist die Anschlussgebühr 
von ursprünglich vorgesehenen CHF 900.– auf CHF 800.– pro m³/h reduziert wor-
den. Dadurch wird gewährleistet, dass die Anschlussgebühren insgesamt etwas 
tiefer liegen als bisher. Sie berechnen sich nach folgender  Tabelle:

Nennweite 
in Zoll

Nennweite in mm Max. Durchfluss in 
m³ / h

Betrag

3/4 DIN 20 5 CHF 4’000.–

1 DIN 25 7 CHF 5’600.–

1 1/4 DIN 32 12 CHF 9’600.–

1 1/2 DIN 40 20 CHF 16’000.–

2 DIN 50 30 CHF 24’000.–

Begründung Gemeinderat:
–  Die Anschlussgebühr wird aufgrund 

der vorgenommenen Reduktion von 
CHF 900.– auf CHF 800.– pro m³/h ins-
gesamt nicht erhöht.

–  Die alte Berechnungsart gab immer 
wieder zu unnötigen Diskussionen 
Anlass, weil Unklarheiten bezüglich 
der Festlegung der Einwohnergleich-
werte auftraten.

–  Für Gewerbe, Industrie, Landwirt-
schaft und öffentliche Bauten wurde 
gemäss altem Reglement die An-
schlussgebühr zuerst provisorisch 
festgelegt und erst nach 2 vollen Be-
triebsjahren aufgrund der Wasserbe-
zugsmenge definitiv bestimmt. Diese 
Regelung hat sich nicht bewährt und 
verursachte einen unüblichen Verwal-
tungsaufwand.

–  Die neue Anschlussgebühr ist einfach 
festzulegen und für alle von Anfang an 
klar bestimmt.

Wiederkehrende Gebühren:
Diese liegen aufgrund der Konzessions-
verträge zwischen der Gemeinde Sir-
nach und der EW Sirnach AG in der Ho-
heit der EW Sirnach AG. Sie sind daher 
in der BGO nicht festgelegt und wurden 
dem Preisüberwacher nicht unterbrei-
tet. 

7.  April 2021 Bereich Elektrizitäts-
versorgung
Der Preisüberwacher verzichtet auf eine 
formelle Empfehlung, weil die Erhe-
bung der Anschlussbeiträge primär den 
Anforderungen des Stromversorgungs-
gesetzes und den Empfehlungen der 
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Eidgenössischen Elektrizitätskommis-
sion (ElCom) entsprechen müssen.

Schlussfolgerung
Zusammenfassend ist somit festzuhal-
ten, dass aufgrund der Empfehlungen 
des Preisüberwachers, den Hinweisen 
des Rechtsdienstes des DBU und des 
Schweizerischen Vereins des Gas- und 
Wasserfaches neue Bestimmungen in 
die BGO übernommen worden sind. 
Eine einfache, im Thurgau übliche und 
vertraute Berechnungsart der Gebüh-
ren, konnte beibehalten werden. 

Vergleichsrechnungen zwischen alter 
und neuer BGO erbringen den Nach-
weis, dass die Gebühren mit ganz we-
nigen Ausnahmen eher zu tieferen, 
mit Sicherheit nicht zu über 20%-igen 
 Erhöhungen führen.

7  ERGEBNIS AUS DER ÖFFENTLICHEN  
VERNEHMLASSUNG

Während der Vernehmlassungsfrist vom 
1. August 2022 bis 31. Oktober 2022 
sind drei Rückmeldungen eingegangen, 
die der Gemeinderat an seiner Sitzung 
vom 14. Dezember 2022 behandelt 
hat. Neben Rückmeldungen in Bezug 
auf die Orthographie wurde in Art. 34, 

Bemessungsgrundsätze, Abs. 6 ergänzt: 
«Bei querulatorischen oder trölerischen 
Einsprachen wird den Einsprechern je 
nach verursachtem Aufwand (Ansatz CHF 
100.– / Std.) eine Gebühr von CHF 100.– 
bis CHF 1’000.– auferlegt.»
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8 SCHLUSSBEMERKUNGEN
Mit der neuen BGO verfügt die Ge-
meinde Sirnach über ein zeitgemässes 
Instrument,
–  das den Anforderungen übergeord-

neten Rechts entspricht;
–  das die Kosten von Erschliessungsan-

lagen in gerechter Weise auf die da-
von profitierenden Grundeigentümer 
verteilt;

–  womit über einmalige Anschlussge-
bühren das vorgelagerte Netz der 

Werkleitungen und die dazugehören-
den zentralen Anlagen finanziert wer-
den können;

–  um mit wiederkehrenden Gebühren 
die Erneuerung und den Unterhalt 
dieser Infrastrukturen zu gewährleis-
ten;

–  damit die Gebühren im Bauwesen ge-
regelt sind.
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Kanton Thurgau 
Politische Gemeinde Sirnach 

 

 
 

Beitrags- und Gebührenordnung 
im Bau- und Erschliessungswesen 

 

    
    
An der Urnenabstimmung erlassen 

am:      
    
    
Der Gemeindepräsident: Die Gemeindeschreiberin: 

 
 

  
 

   
    
    
Vom Departement für Bau und Umwelt genehmigt mit  

Entscheid Nr.   vom   
    
    
Vom Gemeinderat in Kraft gesetzt 

am:      
    
    

 
  

Vom Gemeinderat beschlossen: 
Entscheid Nr. 5 / 2023 vom 11.01.2023
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INGRESS  

Gestützt auf die §§ 38 ff. des Planungs- und Baugesetzes des Kantons Thurgau (PBG) vom 21. 
Dezember 2011, die §§ 10 ff. des Einführungsgesetzes zum Gewässerschutz (EG GschG) vom 5. 
März 1997 sowie die §§ 10 und 11 der Verordnung des Regierungsrates zum Bundesgesetz über 
den Schutz der Gewässer und zum Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über den Schutz der 
Gewässer (RRV EG GschG) vom 16. September 1997 erlässt die Gemeinde Sirnach die 
nachfolgende  

  

Beitrags- und Gebührenordnung (BGO) im Bau- und Erschliessungswesen   

I. FINANZIERUNG DER ERSCHLIESSUNG  
 

A. Allgemeines  
 

 Grundsatz  
 

1 Die Gemeinde erhebt zur Finanzierung der öffentlichen Erschliessungsanlagen 
Erschliessungsbeiträge, Anschlussgebühren und wiederkehrende Gebühren. 

  

2 Die Summe aller Beiträge und Gebühren darf die Gesamtheit der der Gemeinde bzw. den 
beauftragten selbstständigen Werken verbleibenden Kosten für die Erschliessungswerke und die 
zugehörigen zentralen Anlagen nicht überschreiten. 

  

 Zuständigkeiten   

1 Erschliessungsbeiträge und Anschlussgebühren werden durch die Gemeinde erhoben und durch 
die Gemeindebehörde veranlagt. Öffentlich-rechtliche oder privatrechtliche Unternehmen 
können vertraglich ermächtigt werden, das Inkasso für die Erschliessungsbeiträge und 
Anschlussgebühren durchzuführen. 

  

2 Die Gemeinde überträgt die Erfüllung der öffentlichen Erschliessungsaufgabe betreffend 
Elektrizität und Wasser auf die EW Sirnach AG. Diese weist die notwendigen rechtlichen, 
organisatorischen und finanziellen Voraussetzungen auf. Die gegenseitigen Rechte und Pflichten 
der Parteien sind in Konzessionsverträgen (Elektrizität, Wasser) festgehalten. 

  

3 Die Gemeinde erhebt die wiederkehrenden Abwassergebühren.   

 Mehrwertsteuer, Gebührenanpassung  
 

1 Die festgelegten Abgabetarife verstehen sich ohne eidgenössische Mehrwertsteuer (MWST). Die 
von der Gemeinde zu erbringende Mehrwertsteuer wird von den Abgabepflichtigen zusätzlich 
geschuldet. Sie werden separat ausgewiesen und mit der Abgabeverfügung in Rechnung gestellt. 

  

 

 

Preisüberwa-
chungsgesetz 
(PüG) Art. 14 

2 Gebührenanpassungen für Wasser und Abwasser sind vor dem Beschluss der zuständigen 
Behörde dem eidgenössischen Preisüberwacher vorzulegen. Anpassungen der Elektrizitätspreise 
sind nach dem Beschluss der Eidgenössischen Elektrizitätskommission ElCom zu melden. 

 

 Begriff der Beiträge und Gebühren  
 

1 Erfahren Grundstücke durch den Bau, den Ausbau oder die Korrektion von Erschliessungsanlagen 
besondere Vorteile, so werden die Eigentümer zu Beiträgen herangezogen. 

  

2 Die Gemeinde erhebt einmalige Anschlussgebühren für den Bau oder Ausbau der Werkleitungen, 
Kanalisationen und der zugehörigen zentralen Anlagen. 

  

3 Wiederkehrende Gebühren sind die vom Grundeigentümer zu leistenden Abgaben, welche die 
Kosten von Erneuerung, Erweiterung, Betrieb und Unterhalt der Erschliessungsanlagen zu decken 
haben. 

  

Stand 20.12.2022
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 Begriff Erschliessungsanlagen, Erschliessungswerke  
 

1 Erschliessungsanlagen im Sinne des PBG sind Strassen, Fuss- und Radwege, Trottoirs, Plätze, 
verkehrsberuhigende bauliche Massnahmen, Werkleitungen für die Versorgung mit Trink- und 
Löschwasser, Elektrizität sowie Kanalisationen mit den jeweils zugehörigen Nebenanlagen. 

  

2 Private Erschliessungsanlagen wie Hauszufahrten ab der Gemeindestrasse, Vorplätze und 
Hauszuleitungen und Hausanschlüsse werden von diesem Reglement nicht erfasst. Ihre 
Erstellungskosten gehen zu Lasten der Grundeigentümer. 

  

 Begriff der Anlagekosten  
 

Als Anlagekosten gelten die Kosten der Gestaltungsplanung im Sinne von § 27a PBG soweit sie die 
Erschliessung betreffen, die Kosten der Projektierung und Bauleitung, des Landerwerbs und des 
Erwerbs anderer dinglicher Rechte, die Baukosten und Bauzinsen sowie allfällige Kosten für 
Anpassungen, Inkonvenienzentschädigungen, Vermarkung, Vermessung, Grundbuchgebühren 
und Lastenbereinigungen. 

  

 Sicherstellung, Fälligkeit und Verzinsung  
 

1 Zur Sicherstellung von Beiträgen und Anschlussgebühren kann der Gemeinderat von den 
Grundeigentümern nach Massgabe des Planungs- und Baufortschritts angemessene Anzahlungen 
oder andere Sicherheiten erheben. 

  

2 Für Erschliessungsbeiträge und Anschlussgebühren besteht neben der persönlichen Haftung des 
Schuldners ein gesetzliches Grundpfandrecht gemäss §68 des Einführungsgesetzes zum 
Schweizerischen Zivilgesetzbuch, das ohne Eintragung in das Grundbuch allen anderen 
Pfandrechten vorgeht. 

  

3 Fälligkeit und Verzinsung der Beiträge richten sich nach § 40 Abs. 2 und 3 PBG.   

 Stundung  
 

Für die Stundung von Beiträgen gelten die Vorschriften nach § 41 PBG.   

 Härtefälle  
 

Wo die festgesetzten Beiträge und Gebühren zu offensichtlich ungerechtfertigten Ergebnissen 
führen, trifft die zuständige Gemeindebehörde nach pflichtgemässem Ermessen und nach 
Rücksprache mit den betroffenen zuständigen Körperschaften abweichende Verfügungen. 

  

 Indexierung und Anpassung der Gebührensätze und Preise  
 

1 Die in Franken festgesetzten Ansätze dieses Reglements werden durch Beschluss des 
Gemeinderates periodisch der Indexveränderung angepasst. Bei einer Änderung des Zürcher Index 
der Wohnbaukosten von 5 % gegenüber dem geltenden Stand (1. April 2018 = 100.2, mit Basis 1. 
April 2017 = 100) sind die Beitrags- und Gebührensätze durch den Gemeinderat anzupassen. 

  

2 Die wiederkehrenden Abwassergebühren werden vom Gemeinderat nach Massgabe des 
Kostendeckungsprinzips im Abwasserbereich angepasst. 

  

 Verjährung  
 

Für die Verjährung von Beiträgen und Gebühren gilt § 42 PBG.   

 Rechtsmittel  
 

1 Gegen Veranlagungsverfügungen der Gemeindebehörde über Anschlussgebühren oder 
wiederkehrende Gebühren kann innert 20 Tagen ab Zustellung bei der Gemeindebehörde 
schriftlich und begründet Einsprache erhoben werden. 
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2 Gegen den Einspracheentscheid der Gemeindebehörde kann innert 20 Tagen ab Zustellung beim 
Departement für Bau und Umwelt des Kantons Thurgau schriftlich und begründet Rekurs erhoben 
werden. 

  

B. Erschliessungsbeiträge  
 

 Grundsatz der Beitragspflicht  
 

1 Die Beiträge dürfen den Mehrwert des Grundstückes nicht übersteigen. Sie werden nach den für 
das Werk zu deckenden Kosten bemessen und auf die Grundeigentümer nach Massgabe des den 
Grundstücken erwachsenen Vorteils verlegt. 

 

 

2 Ein besonderer Vorteil entsteht in der Regel dann, wenn ein Grundstück eine Zugangs- oder 
Anschlussmöglichkeit an eine Erschliessungsanlage erhält und es entweder überbaut, oder in 
öffentlich-rechtlicher Hinsicht überbaubar ist. Ein besonderer Vorteil entsteht auch dann, wenn 
eine bestehende ungenügende Erschliessungsanlage verbessert wird. Ein Sondervorteil und damit 
die Beitragspflicht ist auch gegeben, wenn die Erschliessungsanlage nicht genutzt wird. 

 

 

 Bemessungsgrundsätze  
 

1 Die Gemeindebehörde legt die durch die Erschliessungsanlage erschlossenen Grundstücke im 
Perimeterplan fest. 

 
 

2 Sie verteilt die massgebenden Anlagekosten für die Erschliessungsanlage prozentual nach 
Massgabe des diesen Grundstücken erwachsenen Vorteils. 

 
 

3 Der von den Grundeigentümern der erschlossenen Grundstücke gemeinsam zu tragende Anteil 
wird auf sie im Verhältnis der massgeblichen Grundstücksfläche verteilt. 

 
 

4 Muss eine Anlage allein wegen einzelner Verursacher grösser als üblich dimensioniert werden, 
so gehen die Mehrkosten in der Regel voll zu deren Lasten. Dasselbe gilt sinngemäss, wenn 
Ausbauten allein wegen einzelner Verursacher erforderlich sind. Allfällige Interessen Dritter sind 
dabei abzuwägen und zu berücksichtigen. 

 

 

 Anteil Grundeigentümer  
 

1 Die Gemeindebehörde legt den Anteil der massgebenden Kosten (in %) fest, der nach Abzug des 
Anteils der Gemeinde für öffentliches Interesse von der Gesamtheit der Grundeigentümer der 
erschlossenen Grundstücke zu tragen ist. Dabei gelten in der Regel folgende Richtwerte: 

1. Bis zu 100% für Erschliessungsstrassen und -wege; 
2. Bis zu 70% für Sammelstrassen; 
3. Bis zu 50% für Hauptverkehrs- und Kantonsstrassen; 
4. Bis zu 100% für alle übrigen Erschliessungsanlagen. 

 

 

2 Die Kostenteilung zwischen Grundeigentümern und Gemeinde wird unter Berücksichtigung der 
Richtwerte in Abs. 1 von der Gemeindebehörde im Einzelfall nach Massgabe der Vorteile für die 
Grundeigentümer und die Öffentlichkeit festgelegt. 

 

 

3 Für Nebenanlagen wie Trottoirs, Park- und Wendeplätze sowie verkehrsberuhigende bauliche 
Massnahmen gelten dieselben Anteile wie für die Anlagen, denen sie zugeordnet sind. 

 
 

4 Bei Verkehrsanlagen, die den Kategorien gemäss Abs. 1 nicht eindeutig zugeordnet werden 
können, legt die Gemeindebehörde die Zuordnung gemäss den unter Abs. 1 angeführten 
Kategorien fest. 

 

 

 Massgebende Kosten  
 

1 Als massgebende Kosten gelten die der Gemeinde nach Abzug von Staatsbeiträgen und 
zweckgebunden zu verwendenden Einnahmen verbleibenden Anlagekosten. 

 
 

2 Bei Kantonsstrassen gilt der von der Gemeinde zu tragende Anteil als massgebende Kosten.   
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Anteils der Gemeinde für öffentliches Interesse von der Gesamtheit der Grundeigentümer der 
erschlossenen Grundstücke zu tragen ist. Dabei gelten in der Regel folgende Richtwerte: 

1. Bis zu 100% für Erschliessungsstrassen und -wege; 
2. Bis zu 70% für Sammelstrassen; 
3. Bis zu 50% für Hauptverkehrs- und Kantonsstrassen; 
4. Bis zu 100% für alle übrigen Erschliessungsanlagen. 

 

 

2 Die Kostenteilung zwischen Grundeigentümern und Gemeinde wird unter Berücksichtigung der 
Richtwerte in Abs. 1 von der Gemeindebehörde im Einzelfall nach Massgabe der Vorteile für die 
Grundeigentümer und die Öffentlichkeit festgelegt. 

 

 

3 Für Nebenanlagen wie Trottoirs, Park- und Wendeplätze sowie verkehrsberuhigende bauliche 
Massnahmen gelten dieselben Anteile wie für die Anlagen, denen sie zugeordnet sind. 

 
 

4 Bei Verkehrsanlagen, die den Kategorien gemäss Abs. 1 nicht eindeutig zugeordnet werden 
können, legt die Gemeindebehörde die Zuordnung gemäss den unter Abs. 1 angeführten 
Kategorien fest. 

 

 

 Massgebende Kosten  
 

1 Als massgebende Kosten gelten die der Gemeinde nach Abzug von Staatsbeiträgen und 
zweckgebunden zu verwendenden Einnahmen verbleibenden Anlagekosten. 

 
 

2 Bei Kantonsstrassen gilt der von der Gemeinde zu tragende Anteil als massgebende Kosten.   
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3 Dient eine Erschliessungsanlage oder Teile davon auch einem Grundstück ausserhalb des 
Erschliessungsperimeters ist dies bei der Festlegung der zu überwälzenden Anlagekosten zu 
berücksichtigen. 

 

 

 Massgebliche Grundstücksfläche  
 

1 Als massgebliche Grundstücksfläche zur Berechnung der Erschliessungsbeiträge zählt die 
gesamte Fläche eines neu oder wesentlich besser erschlossenen Grundstücks, abzüglich allfälliger 
Flächen, die aus öffentlich-rechtlichen Gründen nicht überbaubar und für die Ausnützung nicht 
anrechenbar sind. 

 

 

2 Gelten gemäss Zonenplan und Baureglement für die beitragspflichtigen Grundstücke 
unterschiedliche Zonenvorschriften (Nutzungsziffern), so sind diese anteilsmässig zu 
berücksichtigen. 

 

 

3 Bei überbauten Grundstücken ausserhalb der Bauzonen, für welche die Gemeinde 
Erschliessungsanlagen erstellt, gilt die zweifache Gebäudegrundfläche als massgebliche Fläche. 

 
 

 Erschliessung von mehreren Seiten  
 

1 Dienen einem Grundstück wegen seiner Tiefe oder Nutzung Erschliessungsanlagen von mehreren 
Seiten, so ist die Grundstücksfläche im Perimeterplan den jeweiligen Erschliessungen zuzuordnen 
und der Grundeigentümer hat sich entsprechend dem jeweiligen Mehrwert der verschiedenen 
Flächen an den Kosten der Erschliessungen zu beteiligen. 

 

 

2 Die Zuordnung zu verschiedenen Verkehrserschliessungen wird wie folgt vorgenommen: Bei sich 
kreuzenden Strassen wird auf dem Grundstück die Winkelhalbierende, bei parallel verlaufenden 
Strassen die Mittellinie gezogen. 

 

 

 Schuldner, Fälligkeit der Beiträge  
 

1 Schuldner der Beiträge ist der Grundeigentümer zum Zeitpunkt der Fertigstellung der 
Erschliessungsanlage. 

 
 

2 Die Beiträge entstehen mit der Fertigstellung der Erschliessungsanlage und werden mit Eintritt 
der Rechtskraft der Veranlagungsverfügung (definitiver Kostenverteiler) fällig. 

 
 

 Verfahren, Rechtsmittel  
 

1 Das Verfahren der Veranlagung richtet sich nach den §§ 44-48 PBG.   
2 Die Gemeindebehörde erstellt den Kostenverteiler. Dieser enthält: 

1. Die Bezeichnung der Grundstücke bzw. Grundstücksteile, die durch das Werk erschlossen 
werden; 

2. das Verzeichnis der Grundeigentümer; 
3. die prozentuale Überwälzung der Gesamtkosten auf die Grundeigentümer; 
4. die mutmassliche Höhe der gemäss Kostenvoranschlag zu erwartenden Beiträge. 

 §§ 44 – 48 PBG 

3 Der Kostenverteiler wird den betroffenen Grundeigentümern zugestellt und mit einem allfälligen 
Gestaltungsplan oder mit dem Bauprojekt während 20 Tagen öffentlich aufgelegt. 

 
 

4 Wer ein schutzwürdiges Interesse hat, kann während der Auflagefrist gegen den Ausschluss oder 
den Einbezug von Grundstücken sowie gegen die Beitragspflicht als solche, gegen die prozentuale 
Überwälzung der Gesamtkosten oder gegen die Höhe des Beitrages bei der Gemeindebehörde 
Einsprache erheben. 

 

 

5 Nach Fertigstellung der Erschliessungsanlage sind die Bauabrechnung und der definitive 
Kostenverteiler den betroffenen Grundeigentümern zur Kenntnis zu bringen. 

 
 

6 Einsprachen gegen die Bauabrechnung oder den definitiven Kostenverteiler sind innert 20 Tagen 
bei der Gemeindebehörde zu erheben. 
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C. Anschlussgebühren  
 

 Gebührenpflicht, Schuldner  
 

1 Anschlussgebühren werden von Grund- bzw. Baurechtseigentümern geschuldet, deren Bauten 
und Anlagen an eine Werkleitung angeschlossen werden. Massgeblich ist der Zeitpunkt der 
Fertigstellung des Anschlusses. 

 

 

2 Eine Gebührenpflicht entsteht ebenfalls bei baulichen Erweiterungen oder bei 
Nutzungsänderungen angeschlossener Liegenschaften, wenn dadurch die Anlage mehr belastet 
wird. Bei Reduktion der Belastung besteht kein Anspruch auf Rückerstattung von 
Anschlussgebühren. 

 

 

3 Bei Zerstörung oder freiwilligem Abbruch von Gebäuden werden die geleisteten 
Anschlussgebühren für einen Wiederaufbau oder Neubau gutgeschrieben, sofern die Baueingabe 
für den Wiederaufbau bzw. Neubau innerhalb von 5 Jahren seit Eintritt des Ereignisses erfolgt. In 
begründeten Fällen kann der Gemeinderat diese Frist auf Gesuch hin verlängern. 

 

 

 Fälligkeit  
 

Die Anschlussgebühren werden mit dem Anschluss der jeweiligen Liegenschaft an die Werkleitung 
bzw. mit der Fertigstellung des Ausbaus einer übergeordneten Anlage fällig. Ab dem 30. Tag nach 
Eintritt der Fälligkeit sind Verzugszinsen geschuldet (vgl. Art. 7 Abs. 3). 

 

 

 Bemessungsgrundlage Kanalisation (siehe Anhang 1.1)  
 

1 Die Anschlussgebühr wird einerseits in Abhängigkeit von der Abwasserfracht und andererseits 
abhängig von der Grösse der nach Generellem Entwässerungsplan (GEP) entwässerten und an die 
ARA bzw. an eine öffentliche Regenwasserleitung angeschlossenen Grundstücksflächen erhoben. 
Sie wird wie folgt berechnet: 

 

 

a) abhängig von der Abwasserfracht: 
Für häusliches Abwasser gelten die nachfolgenden Einwohnergleichwerte (EGW): 
Einwohnergleichwert (EGW) Objekt 

1 Einwohnergleichwert gilt 

pro 1-1 ½ Zimmerwohnung 

pro 2 Hotel- oder Gästebetten 

pro Campingstandplatz 

pro 6 Restaurantsitzplätze 

pro 20 Garten- oder Saalsitzplätze in Gewerbebetrieben 

pro 4 Mitarbeitende pro Betrieb 

pro 8 Kinder in Schulhäusern oder Betreuungsstätten 

pro 75 Sitzplätze in religiösen Begegnungszentren 

pro Bett in Heimen 

pro 100 m2 in Museen, Galerien und Bibliotheken  

pro 4 Duschen in Sport- und Freizeiteinrichtungen  

2 Einwohnergleichwerte gelten 
pro 2-2 ½ Zimmer pro Wohneinheit 
pro Wohnwagenstandplatz ganzjährig 

3 Einwohnergleichwerte gelten pro 3-3 ½ Zimmer pro Wohneinheit 
4 Einwohnergleichwerte gelten pro 4-4 ½ Zimmer pro Wohneinheit 
5 Einwohnergleichwerte gelten pro 5-5 ½ Zimmer pro Wohneinheit 
6 Einwohnergleichwerte gelten bei 6 und mehr Zimmern pro Wohneinheit 

1 EGW ≙ 55 m³ Frischwasserbezug pro Jahr gewichtet mit dem/den folgenden Faktor(en) für 
Schmutzstofffracht: 
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C. Anschlussgebühren  
 

 Gebührenpflicht, Schuldner  
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3 Einwohnergleichwerte gelten pro 3-3 ½ Zimmer pro Wohneinheit 
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Für häusliches Abwasser gilt der Gewichtungsfaktor 1. 
Für gewerbliches oder industrielles Abwasser wird der Gewichtungsfaktor für die Ermittlung der 
Einwohnergleichwerte anhand der Abwasserbelastung ermittelt. Es gelten die 
Gewichtungsfaktoren Hydraulik (GH), Oxidation (GOX), Phosphor (GP) und Schlamm (GS) gemäss 
der Empfehlung Gebührensystem und Kostenverteilung bei Abwasseranlagen VSA/FES. 
Ist die Schmutzstoffbelastung grösser als 250 mg/l BSB5 (biochemischer Sauerstoffbedarf in 5 
Tagen), so sind die Abwassermengen mit einem Verschmutzungsbeiwert gemäss nachfolgender 
Tabelle zu multiplizieren. 
Abwasserbelastung: bis  250 mg BSB5/I = Faktor 1,0  
  251 bis  400 mg BSB5/I = Faktor 1,2  
  401  bis  550 mg BSB5/I = Faktor 1,4  
  551  bis  700 mg BSB5/I = Faktor 1,6  
  700  bis  850 mg BSB5/I = Faktor 1,8  
  851  bis  1000 mg BSB5/I = Faktor 2,0  
  usw. 
b) abhängig von der Grösse der nach GEP entwässerten und an die ARA angeschlossenen 
Grundstücksfläche: 
m² Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient1) x CHF ... / m² 2) 
1)gemäss GEP 
2)CHF – Betrag abgestuft nach Grundstücksfläche:  
 bis  1000 m2  Grundstücksfläche 
   von 1001 m2 bis  2000 m2 Grundstücksfläche 
   von 2001 m2 bis  3000 m2 Grundstücksfläche 
   von 3001 m2 bis  4000 m2 Grundstücksfläche 

   von 4001 m2 bis  5000 m2 Grundstücksfläche 
   von 5001 m2 bis  6000 m2 Grundstücksfläche 
   von 6001 m2 bis  7000 m2 Grundstücksfläche 
   von 7001 m2 bis  8000 m2 Grundstücksfläche 
   von 8001 m2 bis  9000 m2 Grundstücksfläche 
   von 9001 m2 bis  10000 m2 Grundstücksfläche 
   über  10001 m2  Grundstücksfläche 
Wird der Nachweis erbracht, dass der tatsächliche Abflusskoeffizient vom theoretischen 
Abflusskoeffizienten gemäss GEP wesentlich abweicht, kann eine Anpassung der Gebühr verlangt 
werden. 
2 Für Bauten ausserhalb der Bauzone wird als Grundstücksfläche die zweifache 
Gebäudegrundfläche angerechnet. 
3 Wird Regenwasser nachgewiesenermassen anders als in eine öffentliche Entwässerungsanlage 
abgeleitet (bspw. mittels Versickerungsanlage), ist eine entsprechende Reduktion der 
Grundstücksfläche bei der Berechnung der Grundgebühr vorzunehmen. 

 

 

 Bemessungsgrundlage Wasser (siehe Anhang 1.2)  
 

1 Die Höhe der Anschlussgebühr richtet sich nach der Grösse des Wasserzählers (Qmax Durchfluss).   
2 Wird ein grösserer Wasserzähler benötigt (grösser Qmax) ist eine zusätzliche Anschlussgebühr, 
bemessen nach der Differenz zwischen der neuen und der bisherigen Zählergrösse, zu bezahlen. 
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3 Wird ein Wasseranschluss für eine Sprinkleranlage bestellt, ist dafür eine zusätzliche Gebühr zu 
leisten. Diese bemisst sich nach der Höhe der effektiven Kosten, welche zur Verstärkung der 
vorgelagerten Infrastruktur infolge dises Anschlusses notwendig werden.  

 

 

 Bemessungsgrundlage Elektrizität (siehe Anhang 1.3)  
 

1 Die Höhe der Anschlussgebühr richtet sich nach der bewilligten Leistung.   
2 Wird eine grössere Leistung verlangt ist eine zusätzliche Anschlussgebühr, bemessen nach der 
Differenz zwischen der neuen und der bisherigen Leistung, zu bezahlen. 

 
 

D. Wiederkehrende Gebühren  
 

 Gegenstand  
 

1 Wiederkehrende Gebühren sind die zu leistenden Abgaben, welche die Kosten von Erneuerung, 
Betrieb und Unterhalt von Werken und der zentralen Anlagen zu decken haben. 

 
 

2 Wiederkehrende Gebühren sind auch zu leisten für den Ausbau von Kanalisationen und 
zugehörigen zentralen Anlagen, sofern sie nicht durch einmalige Anschlussgebühren gemäss Art. 
21 gedeckt werden. 

 

 

 Schuldner, Gebührenpflicht und Fälligkeit  
 

1 Der Anspruch zur Erhebung wiederkehrender Gebühren entsteht mit der tatsächlichen 
Benützung des Anschlusses. 

 
 

2 Schuldner der Benützungsgebühren ist der Liegenschafts- bzw. Baurechtseigentümer, von dessen 
Liegenschaft aus die Kanalisationsanlagen benützt werden. 
3 Ab dem 30. Tag nach Eintritt der Fälligkeit sind Verzugszinsen geschuldet (vgl. Art. 7 Abs. 3). 

 

 

 Bemessungsgrundlage, Gebührenhöhe Kanalisation  
 

1 Die wiederkehrenden Gebühren sind nach Massgabe des Kostendeckungs- und 
Verursacherprinzips unter Einbezug der Kosten für die Amortisation bzw. Werterhaltung der 
Anlagen festzulegen. 

 

 

2 Die wiederkehrenden Gebühren setzen sich zusammen aus einer Grundgebühr sowie einem auf 
der Bezugsmenge bzw. der Anlagenbelastung basierenden Mengenpreis (Tarif). 

 
 

3 Die wiederkehrenden Gebühren berechnen sich wie folgt: 
 
a) Die Grundgebühr wird nach den m² der nach GEP entwässerten und an die ARA bzw. an eine 
öffentliche Regenwasserleitung angeschlossenen Grundstücksflächen, multipliziert mit den 
jeweiligen Abflusskoeffizienten gemäss GEP und einem Frankenansatz pro m² gemäss Anhang 
berechnet. 
Wird Regenwasser nachgewiesenermassen anders als in eine öffentliche Entwässerungsanlage 
abgeleitet (bspw. mittels Versickerungsanlage), ist eine entsprechende Reduktion der 
Grundstücksfläche bei der Berechnung der Grundgebühr vorzunehmen. 
Wird der Nachweis erbracht, dass der tatsächliche Abflusskoeffizient vom theoretischen 
Abflusskoeffizienten gemäss GEP wesentlich abweicht, kann eine Anpassung der Gebühr verlangt 
werden. 
Für Bauten ausserhalb der Bauzone wird als Grundstücksfläche die zweifache Gebäudegrundfläche 
angerechnet. 
 
b) Die Mengengebühr richtet sich nach dem m³ Frischwasserverbrauch multipliziert mit einem 
Gewichtungsfaktor für die Schmutzstofffracht sowie einem Ansatz pro m³ gemäss Anhang. 
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3 Wird ein Wasseranschluss für eine Sprinkleranlage bestellt, ist dafür eine zusätzliche Gebühr zu 
leisten. Diese bemisst sich nach der Höhe der effektiven Kosten, welche zur Verstärkung der 
vorgelagerten Infrastruktur infolge dises Anschlusses notwendig werden.  

 

 

 Bemessungsgrundlage Elektrizität (siehe Anhang 1.3)  
 

1 Die Höhe der Anschlussgebühr richtet sich nach der bewilligten Leistung.   
2 Wird eine grössere Leistung verlangt ist eine zusätzliche Anschlussgebühr, bemessen nach der 
Differenz zwischen der neuen und der bisherigen Leistung, zu bezahlen. 

 
 

D. Wiederkehrende Gebühren  
 

 Gegenstand  
 

1 Wiederkehrende Gebühren sind die zu leistenden Abgaben, welche die Kosten von Erneuerung, 
Betrieb und Unterhalt von Werken und der zentralen Anlagen zu decken haben. 

 
 

2 Wiederkehrende Gebühren sind auch zu leisten für den Ausbau von Kanalisationen und 
zugehörigen zentralen Anlagen, sofern sie nicht durch einmalige Anschlussgebühren gemäss Art. 
21 gedeckt werden. 

 

 

 Schuldner, Gebührenpflicht und Fälligkeit  
 

1 Der Anspruch zur Erhebung wiederkehrender Gebühren entsteht mit der tatsächlichen 
Benützung des Anschlusses. 

 
 

2 Schuldner der Benützungsgebühren ist der Liegenschafts- bzw. Baurechtseigentümer, von dessen 
Liegenschaft aus die Kanalisationsanlagen benützt werden. 
3 Ab dem 30. Tag nach Eintritt der Fälligkeit sind Verzugszinsen geschuldet (vgl. Art. 7 Abs. 3). 

 

 

 Bemessungsgrundlage, Gebührenhöhe Kanalisation  
 

1 Die wiederkehrenden Gebühren sind nach Massgabe des Kostendeckungs- und 
Verursacherprinzips unter Einbezug der Kosten für die Amortisation bzw. Werterhaltung der 
Anlagen festzulegen. 

 

 

2 Die wiederkehrenden Gebühren setzen sich zusammen aus einer Grundgebühr sowie einem auf 
der Bezugsmenge bzw. der Anlagenbelastung basierenden Mengenpreis (Tarif). 

 
 

3 Die wiederkehrenden Gebühren berechnen sich wie folgt: 
 
a) Die Grundgebühr wird nach den m² der nach GEP entwässerten und an die ARA bzw. an eine 
öffentliche Regenwasserleitung angeschlossenen Grundstücksflächen, multipliziert mit den 
jeweiligen Abflusskoeffizienten gemäss GEP und einem Frankenansatz pro m² gemäss Anhang 
berechnet. 
Wird Regenwasser nachgewiesenermassen anders als in eine öffentliche Entwässerungsanlage 
abgeleitet (bspw. mittels Versickerungsanlage), ist eine entsprechende Reduktion der 
Grundstücksfläche bei der Berechnung der Grundgebühr vorzunehmen. 
Wird der Nachweis erbracht, dass der tatsächliche Abflusskoeffizient vom theoretischen 
Abflusskoeffizienten gemäss GEP wesentlich abweicht, kann eine Anpassung der Gebühr verlangt 
werden. 
Für Bauten ausserhalb der Bauzone wird als Grundstücksfläche die zweifache Gebäudegrundfläche 
angerechnet. 
 
b) Die Mengengebühr richtet sich nach dem m³ Frischwasserverbrauch multipliziert mit einem 
Gewichtungsfaktor für die Schmutzstofffracht sowie einem Ansatz pro m³ gemäss Anhang. 
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Für häusliches Abwasser gilt der Gewichtungsfaktor 1. Für gewerbliches oder industrielles 
Abwasser wird der Gewichtungsfaktor anhand der Abwasserbelastung ermittelt. Es gelten die 
Gewichtungsfaktoren der Anschlussgebühren gemäss Art. 23. 
Sind keine Wasseruhren vorhanden, gilt für Wohnungen bis 4 Zimmer ein Frischwasserverbrauch 
von 220 m³ (≙ 4 EGW), für jedes weitere Zimmer zusätzlich 55 m³ (≙ 1 EGW). 
Wird das bezogene Frischwasser nachgewiesenermassen und rechtmässig zu einem wesentlichen 
Teil nicht der Abwasserreinigungsanlage zugeführt, so ist eine entsprechende Reduktion der 
Mengengebühr vorzunehmen. 
Wird Wasser, das nicht aus der öffentlichen Wasserversorgung stammt, der ARA zugeleitet, so ist 
eine entsprechende Erhöhung der Mengengebühr vorzunehmen. 
Die Gemeindebehörde kann zu Lasten der Betroffenen Mengenmessungen anordnen. 
Die Gemeindebehörde kann, in begründeten Fällen abweichende bzw. vertragliche Regelungen 
auf der Grundlage des Verursacher- und Rechtsgleichheitsprinzips treffen. 
Zur Abgeltung der Entwässerung gemeindeeigener Anlagen, wie z.B. Strassen etc. wird die 
Grundgebühr nach Art. 28 Abs. 3 lit. a) erhoben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

II. ERSATZABGABE FÜR PARKPLÄTZE UND SPIELPLÄTZE  
 

 Ersatzabgabepflicht  
 

1 Wer die gemäss Baureglement vorgeschriebenen Parkplätze nicht erstellt, hat der Gemeinde 
gemäss § 89 PBG eine Ersatzabgabe zu leisten. Die Entrichtung der Ersatzabgabe verschafft keinen 
Anspruch auf einen fest zugeteilten Abstellplatz oder Einstellraum. 

 

 

2 Ist bei Mehrfamilienhäusern die Anlage der gemäss Baureglement oder § 86 PBG erforderlichen 
Spielplätze nicht möglich, sinnvoll oder zumutbar, so hat der Bauherr der Gemeinde gemäss § 87 
PBG als Ausgleich eine Ersatzabgabe zu entrichten. 

 

 

 Bemessungsgrundsätze  
 

1 Die Parkplatzersatzabgabe gemäss Anhang 3.1 ist für die Anzahl Abstellplätze zu entrichten, von 
deren Erstellung der Bauherr befreit ist. 

 
 

2 Die Spielplatzersatzabgabe gemäss Anhang 3.2 richtet sich nach der Bruttogeschossfläche der 
Wohnungen, die drei und mehr Zimmer aufweisen. 

 
 

 Verwendung der Ersatzabgaben  
 

1 Die Parkplatzersatzabgaben dienen der Errichtung, dem Betrieb und dem Unterhalt öffentlicher 
Parkierungsanlagen sowie der Beteiligung der Gemeinde an gemischtwirtschaftlichen 
Parkierungsanlagen. Die Parkplatzersatzabgaben können zudem zur Förderung des lokalen und 
regionalen öffentlichen Verkehrs verwendet werden. 

 

 

2 Die Spielplatzersatzabgaben sind für Gemeinschaftsanlagen zu verwenden.   
3 Die Ersatzabgaben für Parkplätze und Spielplätze werden je einem separat geführten Konto 
gutgeschrieben. 

 
 

 Veranlagung und Fälligkeit  
 

1 Die Befreiung von der Erstellungspflicht und die Veranlagung der Ersatzabgabe erfolgen im 
Rahmen des Baubewilligungsverfahrens und sind Bestandteil des Baubewilligungs-entscheides. 

 
 

2 Die Ersatzabgabe wird fällig mit dem Baubeginn der Baute oder Anlage, welche die Ersatzabgabe 
auslöst. 

 
 

3 Ab dem 30. Tag nach Eintritt der Fälligkeit sind Verzugszinsen geschuldet (vgl. Art. 7 Abs. 3).   
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 Rückerstattung  
 

Werden Abstellplätze oder Spielplätze innert 10 Jahren nach der Veranlagung erstellt, kann der 
Grundeigentümer die entrichtete Ersatzabgabe anteilsmässig (ohne Zins) zurückfordern. Für jedes 
volle Jahr bis zum zehnten Jahr werden 10 % zurückerstattet. 

 

 

III. GEBÜHREN IM BAUWESEN  
 

A. Baupolizeiwesen  
 

 Bemessungsgrundsätze  
 

1 Die Gemeinde erhebt gemäss § 119 PBG für die Durchführung des Baubewilligungs- und 
Kontrollverfahrens Gebühren nach Aufwand. Der Gebührenrahmen ist im Anhang 4.1 festgelegt. 

 
 

2 Die Kosten für ausserordentliche Baukontrollen werden zusätzlich nach dem effektiven Aufwand  
verrechnet. 

 
 

3 Bei abgewiesenen oder zurückgezogenen Baugesuchen und für Vorentscheide kann die Gebühr 
bis zu 50 % reduziert werden. 

 
 

4 Bei besonders hohem Aufwand (grosse und komplexe Bauvorhaben) kann die Gemeindebehörde 
eine über den Gebührenrahmen hinausgehende Gebühr festlegen, wobei die Erhöhung zu 
begründen ist. 

 

 

5 Beschliesst die Behörde, es sei eine Expertise, oder ein Gutachten oder spezielle Baukontrollen 
von aussenstehenden Fachleuten einzuholen, so hat der Gesuchsteller hierfür die Kosten 
zusätzlich zu bezahlen. 

 

 

6 Bei querulatorischen oder trölerischen Einsprachen wird den Einsprechern je nach verursachtem 
Aufwand (Ansatz CHF 100.- / Std.) eine Gebühr von CHF 100.- bis CHF 1'000.- auferlegt. 

 
 

 Sicherstellung und Fälligkeit  
 

1 Zur Sicherstellung der mutmasslichen Kosten des Baubewilligungs- und Kontrollverfahrens kann 
die Behörde angemessene Anzahlungen verlangen. 

 
 

2 Die Gebühren werden mit Erteilung der Baubewilligung bzw. mit dem Entscheid über das 
Baugesuch fällig. 

 
 

3 Ab dem 30. Tag nach Eintritt der Fälligkeit sind Verzugszinsen geschuldet (vgl. Art. 7 Abs. 3).   

B. Inanspruchnahme von gemeindeeigenem öffentlichem Grund / Gesteigerter Ge-
meingebrauch 

 

 

 Gesteigerter Gemeingebrauch  
 

1 Die Inanspruchnahme von gemeindeeigenem öffentlichem Grund insbesondere für 
Leitungsanlagen, Baugrubensicherungen, Installationen, Baugerüste, Lagerplätze und 
Abschrankungen ist bewilligungspflichtig. Dafür werden Gebühren erhoben. 

 Kantonales Gesetz 
über Strassen und 
Wege, § 34. 

2 Von der Bewilligungs- und Gebührenpflicht ausgenommen ist die kurzfristige Inanspruchnahme 
des öffentlichen Grundes (z.B. Güterumschlag). 

 
 

3 Es besteht kein Rechtsanspruch auf die private Beanspruchung des öffentlichen Grunds.   
4 Bewilligungen für den gesteigerten Gemeingebrauch des öffentlichen Grundes können erteilt 
werden, wenn die Störung des öffentlichen und privaten Verkehrs sowie weiterer Zwecke des 
öffentlichen Grundes massvoll ist und aus Sicherheitsgründen verantwortet werden kann. 

 

 

 Bemessung der Gebühren  
 

1 Die Werke entschädigen den allgemeinen Haushalt der Gemeinde für die Nutzung des 
öffentlichen Grundes gemäss Strassen- und Weggesetz. 

 Kantonales Gesetz 
über Strassen und 
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 Rückerstattung  
 

Werden Abstellplätze oder Spielplätze innert 10 Jahren nach der Veranlagung erstellt, kann der 
Grundeigentümer die entrichtete Ersatzabgabe anteilsmässig (ohne Zins) zurückfordern. Für jedes 
volle Jahr bis zum zehnten Jahr werden 10 % zurückerstattet. 

 

 

III. GEBÜHREN IM BAUWESEN  
 

A. Baupolizeiwesen  
 

 Bemessungsgrundsätze  
 

1 Die Gemeinde erhebt gemäss § 119 PBG für die Durchführung des Baubewilligungs- und 
Kontrollverfahrens Gebühren nach Aufwand. Der Gebührenrahmen ist im Anhang 4.1 festgelegt. 

 
 

2 Die Kosten für ausserordentliche Baukontrollen werden zusätzlich nach dem effektiven Aufwand  
verrechnet. 

 
 

3 Bei abgewiesenen oder zurückgezogenen Baugesuchen und für Vorentscheide kann die Gebühr 
bis zu 50 % reduziert werden. 

 
 

4 Bei besonders hohem Aufwand (grosse und komplexe Bauvorhaben) kann die Gemeindebehörde 
eine über den Gebührenrahmen hinausgehende Gebühr festlegen, wobei die Erhöhung zu 
begründen ist. 

 

 

5 Beschliesst die Behörde, es sei eine Expertise, oder ein Gutachten oder spezielle Baukontrollen 
von aussenstehenden Fachleuten einzuholen, so hat der Gesuchsteller hierfür die Kosten 
zusätzlich zu bezahlen. 

 

 

6 Bei querulatorischen oder trölerischen Einsprachen wird den Einsprechern je nach verursachtem 
Aufwand (Ansatz CHF 100.- / Std.) eine Gebühr von CHF 100.- bis CHF 1'000.- auferlegt. 

 
 

 Sicherstellung und Fälligkeit  
 

1 Zur Sicherstellung der mutmasslichen Kosten des Baubewilligungs- und Kontrollverfahrens kann 
die Behörde angemessene Anzahlungen verlangen. 

 
 

2 Die Gebühren werden mit Erteilung der Baubewilligung bzw. mit dem Entscheid über das 
Baugesuch fällig. 

 
 

3 Ab dem 30. Tag nach Eintritt der Fälligkeit sind Verzugszinsen geschuldet (vgl. Art. 7 Abs. 3).   

B. Inanspruchnahme von gemeindeeigenem öffentlichem Grund / Gesteigerter Ge-
meingebrauch 

 

 

 Gesteigerter Gemeingebrauch  
 

1 Die Inanspruchnahme von gemeindeeigenem öffentlichem Grund insbesondere für 
Leitungsanlagen, Baugrubensicherungen, Installationen, Baugerüste, Lagerplätze und 
Abschrankungen ist bewilligungspflichtig. Dafür werden Gebühren erhoben. 

 Kantonales Gesetz 
über Strassen und 
Wege, § 34. 

2 Von der Bewilligungs- und Gebührenpflicht ausgenommen ist die kurzfristige Inanspruchnahme 
des öffentlichen Grundes (z.B. Güterumschlag). 

 
 

3 Es besteht kein Rechtsanspruch auf die private Beanspruchung des öffentlichen Grunds.   
4 Bewilligungen für den gesteigerten Gemeingebrauch des öffentlichen Grundes können erteilt 
werden, wenn die Störung des öffentlichen und privaten Verkehrs sowie weiterer Zwecke des 
öffentlichen Grundes massvoll ist und aus Sicherheitsgründen verantwortet werden kann. 

 

 

 Bemessung der Gebühren  
 

1 Die Werke entschädigen den allgemeinen Haushalt der Gemeinde für die Nutzung des 
öffentlichen Grundes gemäss Strassen- und Weggesetz. 

 Kantonales Gesetz 
über Strassen und 
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Wege, § 34, Ab-
satz 3. 

2 Elektrizität: Auf die Netznutzungsgebühr wird ein Zuschlag als Abgabe an das Gemein- 
  wesen erhoben. Der Gemeinderat setzt die Höhe der Zuschläge fest. Er darf  
  höchstens 1 Rp. / kWh betragen. 

 

 

3 Wasser: Auf die Bezugsgebühr wird ein Zuschlag als Abgabe an das Gemeinwesen  
  erhoben. Der Gemeinderat setzt die Höhe des Zuschlags fest. Er darf höch- 
  stens 20 Rp. / m3 betragen. 

 

 

4 Gas:  Auf die Bezugsgebühr wird ein Zuschlag als Abgabe an das Gemeinwesen  
  erhoben. Der Gemeinderat setzt die Höhe des Zuschlags fest. Er darf höch- 
  stens 1 Rp. / kWh betragen. 

 

 

5 Fernwärme: Auf die Bezugsgebühr wird ein Zuschlag als Abgabe an das Gemeinwesen  
  erhoben. Der Gemeinderat setzt die Höhe des Zuschlags fest. Er darf höch- 
  stens 1 Rp. / kWh betragen. 

 

 

 Gebühren für Installations- und Lagerplätze bei Bauausführungen  
 

1 Die Gebühren gemäss Anhang 4.2 setzen sich aus einer Grundtaxe und einer Tagesgebühr pro 
m2 beanspruchte Fläche zusammen. 

 
 

2 Zusätzlich in Rechnung gestellt werden die Kosten für die Signalisation und Beleuchtung sowie 
die Reinigung und Wiederinstandstellung der beanspruchten Fläche, sofern diese Leistungen von 
der Gemeinde erbracht werden. 

 

 

 Gebühren für die Wiederinstandstellung von Strassenbelägen.  
 

1 Die Wiederinstandstellung von bituminösen Belägen bei Aufgrabungen und Belagsschäden 
erfolgt grundsätzlich durch die Gemeinde oder durch die von der Gemeinde bestimmten 
Unternehmer. Die entstehenden Kosten (inkl. den vorgezogenen Kosten für den späteren 
Deckbelag) werden dem Verursacher in Rechnung gestellt. Als Richtlinie gelten die jeweils gültigen 
Verrechnungssätze des kantonalen Tiefbauamtes. 

 

 

2 Die Grabarbeiten müssen fachgerecht vorgenommen werden. Massgebend ist die gültige VSS 
Norm. 

 
 

 Fälligkeit  
 

1 Die Gebühren werden mit der Rechnungsstellung fällig.   
2 Ab dem 30. Tag nach Eintritt der Fälligkeit sind Verzugszinsen geschuldet (vgl. Art. 7 Abs. 3).   

IV. SCHLUSS- UND ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN  
 

 Genehmigung und Inkrafttreten  
 

Das vorliegende Reglement wird nach Annahme durch die Stimmberechtigten und die 
Genehmigung durch das Departement vom Gemeinderat in Kraft gesetzt. 

 
 

 Ausserkraftsetzung bisherigen Rechts  
 

Diese Beitrags- und Gebührenordnung ersetzt alle früheren Bestimmungen über Beiträge und 
Gebühren in den vorgenannten Bereichen. 

 
 

 Übergangsbestimmungen  
 

1 Bisher erlassene Verfügungen gelten nach dem alten Recht (BGO vom 01.07.1998).   
2 Für Anschlussgebühren gemäss Art. 21 ist zur Veranlagung nach altem oder neuem Recht der 
Zeitpunkt der Fertigstellung des Anschlusses und das Datum der Inkrafttretung der neuen BGO 
massgebend.  
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Anhang zur Beitrags- und Gebührenordnung im Bau- und Erschliessungswesen  
(gültig ab dem ………………) 
 
Sämtliche Gebühren verstehen sich exkl. MWST. 

I. ANHANG 

1. Anschlussgebühren 

1.1. Kanalisation (Art. 23 BGO) 

1.1.1. Bei Neubauten wird die Anschlussgebühr wie folgt berechnet: 
(EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 7.90/m2) bei Grundstücksfläche  
bis 1000 m2 

(EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 3.75/m2) bei Grundstücksfläche  
von 1001 m2 – 2000 m2 

(EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 2.25/m2) bei Grundstücksfläche  
von 2001 m2 – 3000 m2 

(EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 1.45/m2) bei Grundstücksfläche  
von 3001 m2 – 4000 m2 

(EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 1.10/m2) bei Grundstücksfläche  
von 4001 m2 – 5000 m2 

(EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 0.85/m2) bei Grundstücksfläche  
von 5001 m2 – 6000 m2 

(EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 0.70/m2) bei Grundstücksfläche  
von 6001 m2 – 7000 m2 

(EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 0.60/m2) bei Grundstücksfläche  
von 7001 m2 – 8000 m2 

(EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 0.50/m2) bei Grundstücksfläche  
von 8001 m2 – 9000 m2 

(EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 0.45/m2) bei Grundstücksfläche  
von 9001 m2 – 10000 m2 

(EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 0.40/m2) bei Grundstücksfläche  
über 10001 m2 
1)  Anzahl EGW gem. BGO Art. 23 lit. a gewichtet mit dem Faktor für Abwasserbelastung 
2)  gemäss GEP 

1.1.2 Bei baulichen Erweiterungen wird die Anschlussgebühr wie folgt berechnet: 
(zusätzlicher EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 erweiterte Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 7.90/m2) bei 
Grundstücksfläche bis 1000 m2 

(zusätzlicher EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 erweiterte Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 3.75/m2) bei 
Grundstücksfläche von 1001 m2 – 2000 m2 

(zusätzlicher EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 erweiterte Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 2.25/m2) bei 
Grundstücksfläche von 2001 m2 – 3000 m2 

(zusätzlicher EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 erweiterte Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 1.45/m2) bei 
Grundstücksfläche von 3001 m2 – 4000 m2 

(zusätzlicher EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 erweiterte Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 1.10/m2) bei 
Grundstücksfläche von 4001 m2 – 5000 m2 

Stand 20.12.2022
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Anhang zur Beitrags- und Gebührenordnung im Bau- und Erschliessungswesen  
(gültig ab dem ………………) 
 
Sämtliche Gebühren verstehen sich exkl. MWST. 

I. ANHANG 

1. Anschlussgebühren 

1.1. Kanalisation (Art. 23 BGO) 

1.1.1. Bei Neubauten wird die Anschlussgebühr wie folgt berechnet: 
(EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 7.90/m2) bei Grundstücksfläche  
bis 1000 m2 

(EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 3.75/m2) bei Grundstücksfläche  
von 1001 m2 – 2000 m2 

(EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 2.25/m2) bei Grundstücksfläche  
von 2001 m2 – 3000 m2 

(EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 1.45/m2) bei Grundstücksfläche  
von 3001 m2 – 4000 m2 

(EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 1.10/m2) bei Grundstücksfläche  
von 4001 m2 – 5000 m2 

(EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 0.85/m2) bei Grundstücksfläche  
von 5001 m2 – 6000 m2 

(EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 0.70/m2) bei Grundstücksfläche  
von 6001 m2 – 7000 m2 

(EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 0.60/m2) bei Grundstücksfläche  
von 7001 m2 – 8000 m2 

(EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 0.50/m2) bei Grundstücksfläche  
von 8001 m2 – 9000 m2 

(EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 0.45/m2) bei Grundstücksfläche  
von 9001 m2 – 10000 m2 

(EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 0.40/m2) bei Grundstücksfläche  
über 10001 m2 
1)  Anzahl EGW gem. BGO Art. 23 lit. a gewichtet mit dem Faktor für Abwasserbelastung 
2)  gemäss GEP 

1.1.2 Bei baulichen Erweiterungen wird die Anschlussgebühr wie folgt berechnet: 
(zusätzlicher EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 erweiterte Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 7.90/m2) bei 
Grundstücksfläche bis 1000 m2 

(zusätzlicher EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 erweiterte Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 3.75/m2) bei 
Grundstücksfläche von 1001 m2 – 2000 m2 

(zusätzlicher EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 erweiterte Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 2.25/m2) bei 
Grundstücksfläche von 2001 m2 – 3000 m2 

(zusätzlicher EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 erweiterte Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 1.45/m2) bei 
Grundstücksfläche von 3001 m2 – 4000 m2 

(zusätzlicher EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 erweiterte Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 1.10/m2) bei 
Grundstücksfläche von 4001 m2 – 5000 m2 
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(zusätzlicher EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 erweiterte Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 0.85/m2) bei 
Grundstücksfläche von 5001 m2 – 6000 m2 

(zusätzlicher EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 erweiterte Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 0.70/m2) bei 
Grundstücksfläche von 6001 m2 – 7000 m2 

(zusätzlicher EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 erweiterte Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 0.60/m2) bei 
Grundstücksfläche von 7001 m2 – 8000 m2 

(zusätzlicher EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 erweiterte Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 0.50/m2) bei 
Grundstücksfläche von 8001 m2 – 9000 m2 

(zusätzlicher EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 erweiterte Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 0.45/m2) bei 
Grundstücksfläche von 9001 m2 – 10000 m2 

(zusätzlicher EGW1) x CHF 1'260.-) + (m2 erweiterte Grundstücksfläche x Abflusskoeffizient2) x CHF 0.40/m2) bei 
Grundstücksfläche über 10001 m2 
1)  Anzahl EGW gem. BGO Art. 23 lit. a gewichtet mit dem Faktor für Abwasserbelastung 
2)  gemäss GEP 

1.2. Wasserversorgung (Art. 24 BGO) 

Die Anschlussgebühr beträgt CHF 800.- pro m3/h (grösster Durchfluss des Wasserzählers, Qmax). 
Nennweite in Zoll Nennweite in mm Max. Durchfluss 

in m3/h 
Betrag 

3/4̎  DIN 20 5 CHF 4000.- 

1̎ DIN 25 7 CHF 5600.- 

1 1/4̎  DIN 32 12 CHF 9600.- 

1 1/2̎ DIN 40 20 CHF 16000.- 

2̎ DIN 50 30 CHF 24000.- 
 

1.3. Elektrizitätsversorgung (Art. 25 BGO) 

a) Die Anschlussgebühr an das Niederspannungsnetz beträgt CHF 150.- pro kW. Basierend auf dem maximalen 
Nennstrom des Anschlussüberstromunterbrechers bzw.des Einstellwertes des Leistungsschutzschalters 
ergeben sich folgende Anschlussgebühren: 

Überstromunterbrecher 
in Ampere 

Leistung in kW Betrag 

25  15 CHF 2250.- 

40 25 CHF 3750.- 

63  40 CHF 6000.- 

80 50 CHF 7500.- 

100 60 CHF 9000.- 

125 80 CHF 12000.- 

160 100 CHF 15000.- 

200 125 CHF 18750.- 

250 160 CHF 24000.- 

315 200 CHF 30000.- 

400 250 CHF 37500.- 

630 400 CHF 60000.- 

b) Die Anschlussgebühr an das Mittelspannungsnetz (Private Transformatoren- stationen) beträgt CHF 40.- 
 pro kW. Es gilt die Maximale 15-minütige Bezugsleistung während des Kalenderjahres. 
  

Stand 20.12.2022
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2. Wiederkehrende Gebühren 

2.1. Kanalisation (Art. 28 BGO) 

a) Grundgebühr 
 Die Grundgebühr pro Jahr wird wie folgt berechnet: 
 m2 Grundstücksfläche x Ablusskoeffizient 1) x 0.45 CHF / m2 
1) gemäss GEP 

b) Mengengebühr 
 Die Mengengebühr wird wie folgt berechnet: 
 m3 Frischwasserverbrauch x Gewichtungsfaktor 1) x 1.70 CHF / m3 
1)  Für das häusliche Abwasser gilt ein Gewichtungsfaktor 1. 
 Für gewerbliches oder industrielles Abwasser wird der Gewichtungsfaktor anhand der Abwasserbelastung 
 ermittelt. Es gelten die Gewichtungsfaktoren der Abschlussgebühren gemäss Art. 23 BGO. 

3. Ersatzabgaben für Parkplätze und Spielplätze 

3.1. Parkplatzersatzabgabe (Art. 30 Abs. 1 BGO) 

CHF 5600.- in allen Bauzonen 

3.2. Spielplatzersatzabgabe (Art. 30 Abs. 2 BGO) 

CHF 19.- pro m2 BGF*  in allen Bauzonen 
* Die Spielplatzersatzabgabe richtet sich nach der Bruttogeschossfläche (BGF) der Wohnungen, die drei und mehr 
Zimmer aufweisen. 

4. Gebühren im Bauwesen 

4.1. Baupolizeiwesen (Art. 34 BGO) 

Die Gemeindebehörde erhebt für die Durchführung des Baubewilligungs- und Kontrollverfahrens Gebühren nach 
Aufwand, wobei folgender Gebührenrahmen gilt: 
Bausumme:     Gebührenrahmen: 
CHF bis 50'000.-    CHF 125.- bis 375.- 
CHF 50'000.-  bis 200'000.- CHF 375.- bis 750.- 
CHF 200'000.-  bis 500'000.- CHF 750.- bis 1500.- 
CHF 500'000.-  bis 2'000'000.- CHF 1500.- bis 3000.- 
> CHF 2'000'000.- 1,2 Promille der Bausumme, jedoch mind. CHF 3000.- 

4.2. Gebühren für Installations- und Lagerplätze bei Bauausführungen (Art. 38 BGO) 

Die Grundtaxe beträgt:  CHF  125.- 
Die Tagesgebühren betragen: 
- 1. bis und mit 20. Woche: CHF  0.15 pro Tag u. m2  
- ab der 21. Woche:  CHF  0.25 pro Tag u. m2 

 

Stand 20.12.2022
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2. Wiederkehrende Gebühren 

2.1. Kanalisation (Art. 28 BGO) 

a) Grundgebühr 
 Die Grundgebühr pro Jahr wird wie folgt berechnet: 
 m2 Grundstücksfläche x Ablusskoeffizient 1) x 0.45 CHF / m2 
1) gemäss GEP 

b) Mengengebühr 
 Die Mengengebühr wird wie folgt berechnet: 
 m3 Frischwasserverbrauch x Gewichtungsfaktor 1) x 1.70 CHF / m3 
1)  Für das häusliche Abwasser gilt ein Gewichtungsfaktor 1. 
 Für gewerbliches oder industrielles Abwasser wird der Gewichtungsfaktor anhand der Abwasserbelastung 
 ermittelt. Es gelten die Gewichtungsfaktoren der Abschlussgebühren gemäss Art. 23 BGO. 

3. Ersatzabgaben für Parkplätze und Spielplätze 

3.1. Parkplatzersatzabgabe (Art. 30 Abs. 1 BGO) 

CHF 5600.- in allen Bauzonen 

3.2. Spielplatzersatzabgabe (Art. 30 Abs. 2 BGO) 

CHF 19.- pro m2 BGF*  in allen Bauzonen 
* Die Spielplatzersatzabgabe richtet sich nach der Bruttogeschossfläche (BGF) der Wohnungen, die drei und mehr 
Zimmer aufweisen. 

4. Gebühren im Bauwesen 

4.1. Baupolizeiwesen (Art. 34 BGO) 

Die Gemeindebehörde erhebt für die Durchführung des Baubewilligungs- und Kontrollverfahrens Gebühren nach 
Aufwand, wobei folgender Gebührenrahmen gilt: 
Bausumme:     Gebührenrahmen: 
CHF bis 50'000.-    CHF 125.- bis 375.- 
CHF 50'000.-  bis 200'000.- CHF 375.- bis 750.- 
CHF 200'000.-  bis 500'000.- CHF 750.- bis 1500.- 
CHF 500'000.-  bis 2'000'000.- CHF 1500.- bis 3000.- 
> CHF 2'000'000.- 1,2 Promille der Bausumme, jedoch mind. CHF 3000.- 

4.2. Gebühren für Installations- und Lagerplätze bei Bauausführungen (Art. 38 BGO) 

Die Grundtaxe beträgt:  CHF  125.- 
Die Tagesgebühren betragen: 
- 1. bis und mit 20. Woche: CHF  0.15 pro Tag u. m2  
- ab der 21. Woche:  CHF  0.25 pro Tag u. m2 
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Gestützt auf das Planungs- und Bau-
gesetz des Kantons Thurgau vom 16. 
August 1995 und gestützt auf Art. 7 
Abs. 2 der Gemeindeordnung erlässt 
die Politische Gemeinde Sirnach die 
nachfolgende

Gestützt auf die §§ 38 ff. des Planungs- 
und Baugesetzes des Kantons Thur-
gau (PBG) vom 21. Dezember 2011, 
die §§ 10 ff. des Einführungsgesetzes 
zum Gewässerschutz (EG GschG) vom 
5. März 1997 sowie die §§ 10 und 11 der 
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Verordnung des Regierungsrates zum 
Bundesgesetz über den Schutz der 
Gewässer und zum Einführungsgesetz 
zum Bundesgesetz über den Schutz 
der Gewässer (RRV EG GschG) vom 16. 
September 1997 erlässt die Gemeinde 
Sirnach die nachfolgende

Beitrags- und Gebührenordnung 
(BGO) im Bau- und Erschliessungs-
wesen

Beitrags- und Gebührenordnung 
(BGO) im Bau- und Erschliessungs-
wesen

I.  FINANZIERUNG DER  
ERSCHLIESSUNG

I.  FINANZIERUNG DER  
ERSCHLIESSUNG

A. Allgemeines A. Allgemeines

Art. 1 Gegenstand
Die Gemeinde erhebt zur Finanzierung 
der öffentlichen Erschliessungsanlagen 
von den Grundeigentümern Erschlies-
sungsbeiträge, Anschlussgebühren 
und wiederkehrende Gebühren.

Art. 1 Grundsatz
1  Die Gemeinde erhebt zur Finanzie-

rung der öffentlichen Erschliessungs-
anlagen Erschliessungsbeiträge, An-
schlussgebühren und wiederkehrende 
Gebühren.

Art. 2  Grundsatz der Abgaben-
erhebung

Die Summe aller Beiträge und Gebühren 
darf die Gesamtheit der der Gemeinde 
bzw. den Technischen Betrieben ver-
bleibenden Kosten für die Erschlies-
sungswerke und die zugehörigen zent-
ralen Anlagen nicht überschreiten.

2  Die Summe aller Beiträge und Ge-
bühren darf die Gesamtheit der der 
Gemeinde bzw. den beauftragten 
selbstständigen Werken verbleiben-
den Kosten für die Erschliessungs-
werke und die zugehörigen zentralen 
Anlagen nicht überschreiten.

Art. 2 Zuständigkeiten
1  Erschliessungsbeiträge und An-

schlussgebühren werden durch die 
Gemeinde erhoben und durch die 
Gemeindebehörde veranlagt. Öf-
fentlich-rechtliche oder privatrechtli-
che Unternehmen können vertraglich 
ermächtigt werden, das Inkasso für 
die Erschliessungsbeiträge und An-
schlussgebühren durchzuführen.

2  Die Gemeinde überträgt die Erfül-
lung der öffentlichen Erschliessungs-
aufgabe betreffend Elektrizität und 
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2  Wasser auf die EW Sirnach AG. Die-

se weist die notwendigen rechtlichen, 
organisatorischen und finanziellen Vo-
raussetzungen auf. Die gegenseitigen 
Rechte und Pflichten der Parteien sind 
in Konzessionsverträgen (Elektrizität, 
Wasser) festgehalten.

3  Die Gemeinde erhebt die wiederkeh-
renden Abwassergebühren.

Art. 3 Mehrwertsteuer, Gebühren-
anpassung
1  Die festgelegten Abgabetarife ver-

stehen sich ohne eidgenössische 
Mehrwertsteuer (MWST). Die von der 
Gemeinde zu erbringende Mehrwert-
steuer wird von den Abgabepflichti-
gen zusätzlich geschuldet. Sie werden 
separat ausgewiesen und mit der Ab-
gabeverfügung in Rechnung gestellt.

2  Gebührenanpassungen für Wasser 
und Abwasser sind vor dem Beschluss 
der zuständigen Behörde dem eid-
genössischen Preisüberwacher vorzu-
legen. Anpassungen der Elektrizitäts-
preise sind nach dem Beschluss der 
Eidgenössischen Elektrizitätskommis-
sion ElCom zu melden.

Art. 3 Begriff der Beiträge und  
Gebühren
1  Als Erschliessungsbeitrag wird der 

von den Grundeigentümern zu leis-
tende Beitrag an die Baukosten von 
Erschliessungsanlagen bezeichnet.

2 Anschlussgebühren sind die vom 
Grundeigentümer zu erbringenden 
Leistungen für den Anschluss an Er-
schliessungsanlagen. Sie dienen insbe-
sondere der Finanzierung der vorgela-
gerten zentralen Werkanlagen.

Art. 4 Begriff der Beiträge und Ge-
bühren
1  Erfahren Grundstücke durch den Bau, 

den Ausbau oder die Korrektion von 
Erschliessungsanlagen besondere 
Vorteile, so werden die Eigentümer zu 
Beiträgen herangezogen.

2  Die Gemeinde erhebt einmalige An-
schlussgebühren für den Bau oder 
Ausbau der Werkleitungen, Kanalisa-
tionen und der zugehörigen zentralen 
Anlagen.
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3  Wiederkehrende Gebühren sind die 
vom Grundeigentümer zu leistenden 
Abgaben, welche die Kosten von Er-
neuerung, Erweiterung, Betrieb und 
Unterhalt der Erschliessungsanlagen 
zu decken haben.

3  Wiederkehrende Gebühren sind die 
vom Grundeigentümer zu leistenden 
Abgaben, welche die Kosten von Er-
neuerung, Erweiterung, Betrieb und 
Unterhalt der Erschliessungsanlagen 
zu decken haben.

Art. 4 Begriff der, Erschliessungsan-
lagen
1  Erschliessungsanlagen im Sinne dieses 
Reglements sind Strassen, Fuss- und 
Radwege, Trottoirs, verkehrsberuhi-
gende Massnahmen, Werkleitungen 
(für die Versorgung mit Trink- und 
Löschwasser sowie elektrischer Ener-
gie) sowie Kanalisationen mit den je-
weils zugehörigen Nebenanlagen.

2  Unter Groberschliessung wird die Ver-
sorgung eines Baugebietes mit den 
Hauptsträngen der Erschliessungsan-
lagen (Sammelstrassen, Sammelkanä-
le, Sammelleitungen) verstanden.

Art. 5 Begriff Erschliessungsanla-
gen, Erschliessungswerke
1  Erschliessungsanlagen im Sinne des 
PBG sind Strassen, Fuss- und Rad-
wege, Trottoirs, Plätze, verkehrsbe-
ruhigende bauliche Massnahmen, 
Werkleitungen für die Versorgung mit 
Trink- und Löschwasser, Elektrizität so-
wie Kanalisationen mit den jeweils zu-
gehörigen Nebenanlagen.

3  Die Feinerschliessung umfasst den An-
schluss der einzelnen Grundstücke an 
die Hauptstränge der Erschliessungs-
anlagen. Es handelt sich insbesondere 
um öffentliche Erschliessungsstrassen 
und die dazugehörenden Vor- bzw. 
Entsorgungsleitungen zu den einzel-
nen Baugrundstücken.

4  Private Erschliessungsanlagen wie 
Hauszufahrten ab der Gemeindestras-
se, Vorplätze und Hauszuleitungen (ab 
Verteilleitung in der Strasse bis zur 
Anschlusssicherung im Haus) werden 
von diesem Reglement nicht erfasst. 
Ihre Erstellungskosten gehen zu Las-
ten der Grundeigentümer.

2  Private Erschliessungsanlagen wie 
Hauszufahrten ab der Gemeinde-
strasse, Vorplätze und Hauszuleitun-
gen und Hausanschlüsse werden von 
diesem Reglement nicht erfasst. Ihre 
Erstellungskosten gehen zu Lasten 
der Grundeigentümer.



41

BGO Sirnach rev. 2016 BGO Sirnach 2023 (Entwurf)

Art. 5 Begriff der Anlagekosten
Als Anlagekosten gelten die Kosten 
der Gestaltungsplanung im Sinne von 
§ 24 PBG, die Kosten der Projektierung 
und Bauleitung, des Landerwerbs und 
des Erwerbs anderer dinglicher Rech-
te, die Baukosten und Bauzinsen sowie 
allfällige Kosten für Anpassungen, Um-
triebsentschädigungen, Vermarkung, 
Vermessung, Grundbuchgebühren und 
Lastenbereinigungen.

Art. 6 Begriff der Anlagekosten
Als Anlagekosten gelten die Kosten 
der Gestaltungsplanung im Sinne von 
§ 27a PBG, soweit sie die Erschliessung 
betreffen, die Kosten der Projektierung 
und Bauleitung, des Landerwerbs und 
des Erwerbs anderer dinglicher Rechte, 
die Baukosten und Bauzinsen sowie all-
fällige Kosten für Anpassungen, Inkon-
venienzentschädigungen, Vermarkung, 
Vermessung, Grundbuchgebühren und 
Lastenbereinigungen.

Art. 6 Sicherstellung und Verzinsung
1  Zur Sicherstellung von Beiträgen und 
Anschlussgebühren kann der Gemein-
derat von den Grundeigentümern an-
gemessene Anzahlungen oder andere 
Sicherheiten erheben.

2  Für Erschliessungsbeiträge und An-
schlussgebühren besteht neben der 
persönlichen Haftung des Schuldners 
ein gesetzliches Grundpfandrecht ge-
mäss § 68 des Einführungsgesetzes 
zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch, 
das ohne Eintragung in das Grundbuch 
allen anderen Pfandrechten vorgeht.

Art. 7 Sicherstellung, Fälligkeit und 
Verzinsung
1  Zur Sicherstellung von Beiträgen und 
Anschlussgebühren kann der Gemein-
derat von den Grundeigentümern 
nach Massgabe des Planungs- und 
Baufortschritts angemessene Anzah-
lungen oder andere Sicherheiten er-
heben.

2  Für Erschliessungsbeiträge und An-
schlussgebühren besteht neben der 
persönlichen Haftung des Schuldners 
ein gesetzliches Grundpfandrecht ge-
mäss § 68 des Einführungsgesetzes

3  Werden die öffentlichen Abgaben die-
ses Reglements nicht innert 30 Tagen 
nach Eintritt der Fälligkeit bezahlt, so 
sind die ausstehenden Beträge zum 
Zinssatz der Thurgauer Kantonalbank 
für Darlehen an öffentlich-rechtliche 
Körperschaften zu verzinsen.

2  zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch, 
das ohne Eintragung in das Grund-
buch allen anderen Pfandrechten vor-
geht.

3  Fälligkeit und Verzinsung der Beiträ-
ge richten sich nach § 40 Abs. 2 und 
3 PBG.

Art. 7 Zahlungserleichterungen und 
Sonderregelungen
1  Auf begründetes Gesuch hin kann 

der Gemeinderat Beitragspflichtigen, 
denen es ohne erhebliche Beeinträch-
tigung ihrer wirtschaftlichen Lage 
nicht möglich ist ihrer Verpflichtung 
sofort nachzukommen, eine Stundung 
bis zu höchstens 8 Jahren gewähren.

Art. 8 Stundung
Für die Stundung von Beiträgen gelten 
die Vorschriften nach § 41 PBG.
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2  Die Stundung fällt im Falle des Ver-

kaufs der Parzelle oder mit der Ertei-
lung der Baubewilligung dahin.

3  Gestundete Beiträge sind zu verzin-
sen und werden auf Anmeldung des 
Gemeinderates im Grundbuch ange-
merkt. Der Zinsfuss richtet sich nach 
Art. 6 Abs. 3.

4  Unter den gleichen Voraussetzungen 
können bei Anschlussgebühren Ab-
schlagszahlungen gestattet werden.

5  Wo die festgesetzten Beiträge und 
Gebühren zu einer unzumutbaren 
Härte, zu einer unverhältnismässigen 
Erschwernis oder zu einem unge-
rechtfertigten Ergebnis führen, trifft 
der Gemeinderat nach pflichtgemäs-
sen Ermessem abweichende Verfü-
gungen. Abweichungen können auch 
vorgenommen werden, wenn sie im 
Interesse von grundsätzlichen Ent-
wicklungszielen der Gemeinde not-
wendig sind.

Art. 9 Härtefälle
Wo die festgesetzten Beiträge und 
Gebühren zu offensichtlich ungerecht-
fertigten Ergebnissen führen, trifft die 
zuständige Gemeindebehörde nach 
pflichtgemässem Ermessen und nach 
Rücksprache mit den betroffenen zu-
ständigen Körperschaften abweichen-
de Verfügungen.

Art. 8  Indexierung und Anpassung 
der Gebührensätze
1  Die in Franken festgesetzten Ansät-

ze dieses Reglements werden durch 
Beschluss des Gemeinderates perio-
disch der Indexveränderung ange-
passt. Grundlage für die Ermittlung 
der Indexveränderung ist der Zür-
cher Baukostenindex (Basiszeitpunkt: 
1. Oktober 1988 = 100). Erstmals 
massgebend ist der Indexstand zum 
Zeitpunkt der Inkraftsetzung dieser 
Beitrags- und Gebührenordnung. An-
passungen der Ansätze werden vor-
genommen, wenn sich der Baukos-
tenindex seit der letzten Anpassung 
um fünf oder mehr Punkte verändert 
hat.

Art. 10 Indexierung und Anpassung 
der Gebührensätze und Preise
1  Die in Franken festgesetzten Ansät-

ze dieses Reglements werden durch 
Beschluss des Gemeinderates perio-
disch der Indexveränderung ange-
passt. Bei einer Änderung des Zür-
cher Index der Wohnbaukosten von 
5 % gegenüber dem geltenden Stand 
(1. April 2018 = 100.2, mit Basis 1. Ap-
ril 2017 = 100) sind die Beitrags- und 
Gebührensätze durch den Gemeinde-
rat anzupassen.
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2  Der Gemeinderat passt die Tarife für 
Wasser und Elektrizität bei Bedarf 
jährlich den Marktpreisen bzw. dem 
effektiven Aufwand an.

3  Die wiederkehrenden Abwasserge-
bühren werden vom Gemeinderat 
nach Massgabe des Kostendeckungs-
prinzips im Abwasserbereich ange-
passt.

3  Die wiederkehrenden Abwasserge-
bühren werden vom Gemeinderat 
nach Massgabe des Kostendeckungs-
prinzips im Abwasserbereich ange-
passt.

Art. 9 Verjährung
1  Die Veranlagungs- und Bezugsver-

jährung von Beiträgen und Gebüh-
ren beträgt je fünf Jahre. Im Übrigen 
gelten sinngemäss die §§ 152 und 153 
des Steuergesetzes.

2  Für die Dauer einer Stundung steht 
die Verjährung still.

Art. 11 Verjährung
Für die Verjährung von Beiträgen und 
Gebühren gilt § 42 PBG.

Art. 12 Rechtsmittel
1  Gegen Veranlagungsverfügungen der 
Gemeindebehörde über Anschluss-
gebühren oder wiederkehrende Ge-
bühren kann innert 20 Tagen ab Zu-
stellung bei der Gemeindebehörde 
schriftlich und begründet Einsprache 
erhoben werden.

2  Gegen den Einspracheentscheid der 
Gemeindebehörde kann innert 20 Ta-
gen ab Zustellung beim Departement 
für Bau und Umwelt des Kantons Thur-
gau schriftlich und begründet  Rekurs 
erhoben werden.
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B. Erschliessungsbeiträge B. Erschliessungsbeiträge

Art. 10  Beitragspflicht
1  Erfahren Grundstücke durch den Bau, 
den Ausbau oder die Korrektion von 
Erschliessungsanlagen einen beson-
deren Vorteil, so werden die Grund-
eigentümer durch die Gemeinde zu 
Beiträgen herangezogen.

2  Ein besonderer Vorteil entsteht in der 
Regel dann, wenn ein Grundstück 
eine Zugangs- oder Anschlussmög-
lichkeit an eine Erschliessungsanlage 
erhält und es entweder überbaut, 
oder gemäss Zonenplan in öffentlich-
rechtlicher Hinsicht überbaubar ist. 
Ein besonderer Vorteil entsteht auch 
dann, wenn eine bestehende unge-
nügende Erschliessungsanlage ver-
bessert wird.

3  Ausserhalb des Baugebietes kann ein 
besonderer Vorteil nur dort entste-
hen, wo ein Grundstück baulich ge-
nutzt ist oder überbaut wird.

Art. 13 Grundsatz der Beitrags-
pflicht
1  Die Beiträge dürfen den Mehrwert 
des Grundstückes nicht übersteigen. 
Sie werden nach den für das Werk zu 
deckenden Kosten bemessen und auf 
die Grundeigentümer nach Massgabe 
des den Grundstücken erwachsenen 
Vorteils verlegt.

2  Ein besonderer Vorteil entsteht in der 
Regel dann, wenn ein Grundstück eine 
Zugangs- oder Anschlussmöglichkeit 
an eine Erschliessungsanlage erhält 
und es entweder überbaut, oder in öf-
fentlich-rechtlicher Hinsicht überbau-
bar ist. Ein besonderer Vorteil entsteht 
auch dann, wenn eine bestehende un-
genügende Erschliessungsanlage ver-
bessert wird. Ein Sondervorteil und 
damit die Beitragspflicht ist auch ge-
geben, wenn die Erschliessungsanla-
ge nicht genutzt wird.

Art. 11 Bemessungsgrundsätze
1  Der Gemeinderat verlegt die entstan-
denen Anlagekosten von Verkehrs-
anlagen, Werkleitungen und Kana-
lisation auf die beitragspflichtigen 
Grundeigentümer nach Massgabe 
des ihnen erwachsenen Vorteils (pro-
zentuale Kostenüberwälzung gemäss 
§ 53 PBG).

2  Die Höhe des Erschliessungsbeitrages 
richtet sich nach der durch den Bau 
der Erschliessungsanlage erschlosse-
nen Grundstücksfläche. Als massgeb-
liche Grundstücksfläche zählt die ge-
samte Fläche eines neu oder besser 
erschlossenen Grundstücks, abzüglich 
allfälliger Flächen, die aus öffentlich-
rechtlichen Gründen nicht überbau-
bar und für die Ausnützung nicht an-
rechenbar sind.

Art. 14 Bemessungsgrundsätze
1  Die Gemeindebehörde legt die durch 
die Erschliessungsanlage erschlosse-
nen Grundstücke im Perimeterplan 
fest.

2  Sie verteilt die massgebenden Anla-
gekosten für die Erschliessungsanlage 
prozentual nach Massgabe des diesen 
Grundstücken erwachsenen Vorteils.

3  Der von den Grundeigentümern der 
erschlossenen Grundstücke gemein-
sam zu tragende Anteil wird auf sie im 
Verhältnis der massgeblichen Grund-
stücksfläche verteilt.

4.  Muss eine Anlage allein wegen ein-
zelner Verursacher grösser als üblich 
dimensioniert werden, so gehen die 
Mehrkosten in der Regel voll zu de-
ren Lasten. Dasselbe gilt sinngemäss, 
wenn Ausbauten allein wegen einzelner 
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3  Wenn eine Erschliessungsanlage 
Zonen mit unterschiedlicher Ausnüt-
zungsziffer erfasst, bestimmen sich 
die einzelnen Beiträge der Grund-
eigentümer nach der erschlossenen 
Grundstücksfläche multipliziert mit 
der zulässigen Ausnützungsziffer. Die 
Anlagekosten werden proportional 
auf das Produkt aus Fläche und Aus-
nützungsziffer aufgeteilt.

4  Muss eine Anlage allein wegen ein-
zelner Verursacher grösser als üblich 
dimensioniert werden, so gehen die 
Mehrkosten in der Regel voll zu de-
ren Lasten. Dasselbe gilt sinngemäss, 
wenn Ausbauten allein wegen einzel-
ner Verursacher erforderlich sind. All-
fällige Interessen Dritter sind dabei 
abzuwägen und zu berücksichtigen.

Verursacher erforderlich sind. Allfällige 
Interessen Dritter sind dabei abzuwä-
gen und zu berücksichtigen.

Art. 12 Bauten ausserhalb der  
Bauzonen
Für Bauten ausserhalb der Bauzone ohne 
ausgeschiedene Parzellenfläche, für wel-
che die Gemeinde Erschliessungsanla-
gen erstellt, gilt die dreifache Bruttoge-
schossfläche als Berechnungsgrundlage 
für die erschlossene Grundstücksfläche.

Art. 13  Anteil der Gemeinde
1  Die Gemeinde beteiligt sich an den 
Kosten von Erschliessungsanlagen 
wie folgt: (in % der massgebenden 
Anlagekosten):

–  0 % bis 10 % bei Anlagen der Feiner-
schliessung (vgl. Art. 4 Abs.3);

–  30 % bis 70 % bei Anlagen der Grob-
erschliessung (vgl. Art. 4 Abs. 2);

2  Die Kostenteilung zwischen Grund-
eigentümern und Gemeinde wird vom 
Gemeinderat im Einzelfall nach Mass-
gabe der Vorteile für die Grundeigen-
tümer und die Öffentlichkeit festge-
legt.

Art. 15 Anteil Grundeigentümer
1  Die Gemeindebehörde legt den Anteil 

der massgebenden Kosten (in %) fest, 
der nach Abzug des Anteils der Ge-
meinde für öffentliches Interesse von 
der Gesamtheit der Grundeigentümer 
der erschlossenen Grundstücke zu tra-
gen ist. Dabei gelten in der Regel fol-
gende Richtwerte:
1.  Bis zu 100 % für Erschliessungs-

strassen und -wege;
2.  Bis zu 70 % für Sammelstrassen;
3.  Bis zu 50 % für Hauptverkehrs- und 

Kantonsstrassen;
4.  Bis zu 100 % für alle übrigen Er-

schliessungsanlagen.
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2  Die Kostenteilung zwischen Grund-
eigentümern und Gemeinde wird 
unter Berücksichtigung der Richtwer-
te in Abs. 1 von der Gemeindebehör-
de im Einzelfall nach Massgabe der 
Vorteile für die Grundeigentümer und 
die Öffentlichkeit festgelegt.

3  Für Nebenanlagen wie Trottoirs, Park- 
und Wendeplätze sowie verkehrs-
beruhigende bauliche Massnahmen 
gelten dieselben Anteile wie für die 
Anlagen, denen sie zugeordnet sind.

4  Bei Verkehrsanlagen, die den Kate-
gorien gemäss Abs. 1 nicht eindeutig 
zugeordnet werden können, legt die 
Gemeindebehörde die Zuordnung 
gemäss den unter Abs. 1 angeführten 
Kategorien fest.

Art. 16 Massgebende Kosten
1  Als massgebende Kosten gelten 

die der Gemeinde nach Abzug von 
Staatsbeiträgen und zweckgebunden 
zu verwendenden Einnahmen verblei-
benden Anlagekosten.

2  Bei Kantonsstrassen gilt der von der 
Gemeinde zu tragende Anteil als 
massgebende Kosten.

3  Dient eine Erschliessungsanlage oder 
Teile davon auch einem Grundstück 
ausserhalb des Erschliessungsperime-
ters, ist dies bei der Festlegung der zu 
überwälzenden Anlagekosten zu be-
rücksichtigen.

Art. 17 Massgebliche Grundstücks-
fläche
1  Als massgebliche Grundstücksfläche 

zur Berechnung der Erschliessungsbei-
träge zählt die gesamte Fläche eines 
neu oder wesentlich besser erschlos-
senen Grundstücks, abzüglich allfälliger 
Flächen, die aus öffentlich-rechtlichen 
Gründen nicht überbaubar und für die 
Ausnützung nicht anrechenbar sind.
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2  Gelten gemäss Zonenplan und Bau-
reglement für die beitragspflichtigen 
Grundstücke unterschiedliche Zonen-
vorschriften (Nutzungsziffern), so sind 
diese anteilsmässig zu berücksichtigen.

3  Bei überbauten Grundstücken ausser-
halb der Bauzonen, für welche die Ge-
meinde Erschliessungsanlagen erstellt, 
gilt die zweifache Gebäudegrundflä-
che als massgebliche Fläche.

Art. 14  Erschliessung von mehreren 
Seiten
1  Dienen einem Grundstück wegen 

seiner Tiefe oder Nutzung Erschlies-
sungsanlagen von mehreren Seiten, 
so ist die Grundstücksfläche im Peri-
meterplan den jeweiligen Erschlies-
sungen zuzuordnen und der Grund-
eigentümer hat sich entsprechend 
dem jeweiligen Mehrwert der ver-
schiedenen Flächen an den Kosten 
der Erschliessungen zu beteiligen.

2  Die Zuordnung zu verschiedenen Ver-
kehrserschliessungen wird wie folgt 
vorgenommen: Bei sich kreuzenden 
Strassen wird auf dem Grundstück die 
Winkelhalbierende, bei parallel ver-
laufenden Strassen die Mittellinie ge-
zogen.

Art. 18 Erschliessung von mehreren 
Seiten
1  Dienen einem Grundstück wegen 

seiner Tiefe oder Nutzung Erschlies-
sungsanlagen von mehreren Seiten, 
so ist die Grundstücksfläche im Peri-
meterplan den jeweiligen Erschlies-
sungen zuzuordnen und der Grund-
eigentümer hat sich entsprechend 
dem jeweiligen Mehrwert der ver-
schiedenen Flächen an den Kosten 
der Erschliessungen zu beteiligen.

2  Die Zuordnung zu verschiedenen Ver-
kehrserschliessungen wird wie folgt 
vorgenommen: Bei sich kreuzenden 
Strassen wird auf dem Grundstück die 
Winkelhalbierende, bei parallel ver-
laufenden Strassen die Mittellinie ge-
zogen.

Art. 15  Schuldner der Beiträge
1  Schuldner der Beiträge ist der Grund- 
bzw. Baurechtseigentümer zum Zeit-
punkt der Fertigstellung der Erschlies-
sungsanlage. Bei Strassen gilt der 
Einbau der Tragschicht als Fertigstel-
lung.

2  Die Erschliessungskosten für Grund-
stücke in der Bauzone, die infolge 
eines öffentlich-rechtlichen Bauverbo-
tes baulich nicht genutzt werden kön-
nen, trägt die Gemeinde.

Art. 19 Schuldner, Fälligkeit der Bei-
träge
1  Schuldner der Beiträge ist der Grund-
eigentümer zum Zeitpunkt der Fertig-
stellung der Erschliessungsanlage.

2  Die Beiträge entstehen mit der Fertig-
stellung der Erschliessungsanlage und 
werden mit Eintritt der Rechtskraft der 
Veranlagungsverfügung (definitiver 
Kostenverteiler) fällig.
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Art. 16  Verfahren
1  Das Verfahren der Veranlagung (pro-

visorischer und definitiver Kostenver-
teiler) richtet sich nach den §§ 53 – 57 
PBG.

2  Gegen den provisorischen Kostenver-
teiler und gegen die definitive Veran-
lagung (Bauabrechnung) kann innert 
20 Tagen ab Zustellung Einsprache 
beim Gemeinderat erhoben werden.

3  Gegen Einspracheentscheide des Ge-
meinderates kann innert 20 Tagen ab 
Zustellung beim Departement für Bau 
und Umwelt des Kantons Thurgau Re-
kurs erhoben werden.

Art. 20 Verfahren, Rechtsmittel
1  Das Verfahren der Veranlagung richtet 
sich nach den §§ 44–48 PBG.

2  Die Gemeindebehörde erstellt den 
Kostenverteiler. Dieser enthält:
1.  Die Bezeichnung der Grundstücke 

bzw. Grundstücksteile, die durch 
das Werk erschlossen werden;

2.  das Verzeichnis der Grundeigentümer;
3.  die prozentuale Überwälzung der Ge-

samtkosten auf die Grundeigentümer;
4.  die mutmassliche Höhe der gemäss 

Kostenvoranschlag zu erwartenden 
Beiträge.

3  Der Kostenverteiler wird den betrof-
fenen Grundeigentümern zugestellt 
und mit einem allfälligen Gestaltungs-
plan oder mit dem Bauprojekt wäh-
rend 20 Tagen öffentlich aufgelegt.

4  Wer ein schutzwürdiges Interesse hat, 
kann während der Auflagefrist gegen 
den Ausschluss oder den Einbezug von 
Grundstücken sowie gegen die Bei-
tragspflicht als solche, gegen die pro-
zentuale Überwälzung der Gesamtkos-
ten oder gegen die Höhe des Beitrages 
bei der Gemeindebehörde Einsprache 
erheben.

5  Nach Fertigstellung der Erschliessungs-
anlage sind die Bauabrechnung und der 
definitive Kostenverteiler den betroffe-
nen Grundeigentümern zur Kenntnis zu 
bringen.

6  Einsprachen gegen die Bauabrech-
nung oder den definitiven Kostenver-
teiler sind innert 20 Tagen bei der Ge-
meindebehörde zu erheben.

Art. 17  Fälligkeit
1  Die Erschliessungsbeiträge werden 
mit Rechtskraft der definitiven Veran-
lagung durch den Gemeinderat fällig.

2  Ab dem 30. Tag nach Eintritt der Fäl-
ligkeit sind Verzugszinsen geschuldet 
(vgl. Art. 6 Abs. 3).
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C. Anschlussgebühren C. Anschlussgebühren

Art. 18  Gegenstand
1  Die Gemeinde erhebt für den Bau und 
Ausbau von Werkleitungen, Kanalisa-
tionen und zugehörigen zentralen An-
lagen Anschlussgebühren.

2  Die Gebührenpflicht entsteht spätes-
tens im Zeitpunkt des erstmaligen An-
schlusses einer Liegenschaft an Werk-
leitungen oder an die Kanalisation.

3  Eine Gebührenpflicht entsteht eben-
falls bei baulichen Erweiterungen 
oder Nutzungsänderungen bereits 
angeschlossener Liegenschaften. Bei 
diesen ergänzenden Anschlussgebüh-
ren entsteht der Anspruch mit der Fer-
tigstellung der erweiterten Anlage.

4  Bei einer Reduktion der nachgefrag-
ten Leistung besteht grundsätzlich 
kein Anspruch auf Rückerstattung von 
Anschlussgebühren.

5  Bei Zerstörung oder freiwilligem Ab-
bruch von Gebäuden werden die ge-
leisteten Anschlussgebühren für einen 
Wiederaufbau oder Neubau gutge-
schrieben, sofern die Baueingabe für 
den Wiederaufbau bzw. Neubau in-
nerhalb von 5 Jahren seit Eintritt des 
Ereignisses erfolgt. In begründeten 
Fällen kann der Gemeinderat diese 
Frist auf Gesuch hin verlängern.

Art. 21 Gebührenpflicht, Schuldner
1  Anschlussgebühren werden von 
Grund- bzw. Baurechtseigentümern 
geschuldet, deren Bauten und Anlagen 
an eine Werkleitung angeschlossen 
werden. Massgeblich ist der Zeitpunkt 
der Fertigstellung des Anschlusses.

2  Eine Gebührenpflicht entsteht eben-
falls bei baulichen Erweiterungen 
oder bei Nutzungsänderungen ange-
schlossener Liegenschaften, wenn da-
durch die Anlage mehr belastet wird. 
Bei Reduktion der Belastung besteht 
kein Anspruch auf Rückerstattung von 
Anschlussgebühren.

3  Bei Zerstörung oder freiwilligem Ab-
bruch von Gebäuden werden die ge-
leisteten Anschlussgebühren für einen 
Wiederaufbau oder Neubau gutge-
schrieben, sofern die Baueingabe für 
den Wiederaufbau bzw. Neubau in-
nerhalb von 5 Jahren seit Eintritt des 
Ereignisses erfolgt. In begründeten 
Fällen kann der Gemeinderat diese 
Frist auf Gesuch hin verlängern.

Art. 19  Schuldner der Anschlussge-
bühren
Schuldner der Anschlussgebühren ist 
der Grund- bzw. Baurechtseigentümer 
im Zeitpunkt des Anschlusses der Lie-
genschaft an eine Werk- oder Kanalisa-
tionsleitung.
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Art. 20  Fälligkeit
1  Die Anschlussgebühren werden mit 
Rechtskraft der Veranlagung durch 
den Gemeinderat (Rechnungsstel-
lung) zur Zahlung fällig.

2  Ab dem 30. Tag nach Eintritt der Fäl-
ligkeit sind Verzugszinsen geschuldet 
(vgl. Art. 6 Abs. 3).

Art. 22 Fälligkeit
Die Anschlussgebühren werden mit 
dem Anschluss der jeweiligen Liegen-
schaft an die Werkleitung bzw. mit der 
Fertigstellung des Ausbaus einer über-
geordneten Anlage fällig. 
Ab dem 30. Tag nach Eintritt der Fällig-
keit sind Verzugszinsen geschuldet (vgl. 
Art. 7 Abs. 3).

Art. 21  Vertragliche Regelungen bei 
ausserordentlichen Belastungen
1  Bei ausserordentlichen Belastungen 
der Abwasserentsorgung sowie der 
Elektrizitäts- oder Wasserversorgung, 
welche umfassende Ausbauten bei 
den zentralen Anlagen zur Folge ha-
ben, trifft der Gemeinderat vertrag-
liche Regelungen auf der Basis des 
Verursacherprinzips.

2  Bei Nichteinigung entscheidet der 
Gemeinderat auf der Basis des Verur-
sacherprinzips.

Art. 22  Begriff des Anschlussobjekts
1  Einfamilienhäuser, Doppeleinfami-
lienhäuser und Mehrfamilienhäuser 
gelten als ein Anschlussobjekt; die 
Grundgebühr wird einmal geschuldet.

2  Reihenhauszeilen bis sechs Einheiten 
gelten als ein Anschlussobjekt, bei 
dem die Grundgebühr einmal ge-
schuldet wird; bei sieben und mehr 
Einheiten wird die Grundgebühr zwei-
mal geschuldet.

3  Gemeinsame private Anschlüsse von 
mehreren Bauten ans Gemeindenetz 
befreien nicht von der Pflicht zur Leis-
tung einer Grundgebühr im Sinne von 
Abs. 1 und 2. 
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Art. 23  Begriff des Einwohnergleich-
werts 
1  Der Einwohnergleichwert findet An-
wendung bei der Bemessung der Ka-
nalisations- und Wasseranschlussge-
bühr. Ein Einwohnergleichwert (Ewgl) 
entspricht der verbrauchten Wasser-
menge von 200 l pro Tag oder von 
60 m³ pro Jahr.

2  Bei Wohnbauten richtet sich die Be-
messung der Einwohnergleichwerte 
nach der Zahl der Zimmer pro Wohn-
einheit und wird wie folgt vorgenom-
men:

1 Zimmer = 1 Einwohnergleichwert
2 Zimmer = 2 Einwohnergleichwerte
3 Zimmer = 3 Einwohnergleichwerte
4 Zimmer = 4 Einwohnergleichwerte
5 Zimmer = 5 Einwohnergleichwerte
6 und mehr Zimmer = 6 Einwohner-
gleichwerte 

Art. 24  Kanalisationsanschlussge-
bühren

Art. 23 Bemessungsgrundlage  
Kanalisation (siehe Anhang 1.1)
1  Die Anschlussgebühr wird einerseits 

in Abhängigkeit von der Abwasser-
fracht und andererseits abhängig 
von der Grösse der nach Generellem 
Entwässerungsplan (GEP) entwäs-
serten und an die ARA bzw. an eine 
öffentliche Regenwasserleitung an-
geschlossenen Grundstücksflächen 
erhoben. Sie wird wie folgt berech-
net:

a) Allgemeines
1  Die Anschlussgebühr kann bis 15 % 
reduziert werden, wenn die unver-
schmutzten Dach- und Platzwässer 
zulässigerweise ganz oder teilweise 
separat abgeleitet oder versickert 
werden.

a) abhängig von der Abwasserfracht:
Für häusliches Abwasser gelten die 
nachfolgenden Einwohnergleichwerte 
(EGW):
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1 Einwohner-
gleichwert gilt:

–  pro 1–1 ½ Zimmerwohnung
–  pro 2 Hotel- oder Gäste-

betten
–  pro Campingstandplatz
–  pro 6 Restaurantsitzplätze
–  pro 20 Garten- oder Saalsitz-

plätze in Gewerbebetrieben
–  pro 4 Mitarbeitende  

pro Betrieb
–  pro 8 Kinder in Schulhäusern 

oder Betreuungsstätten
–  pro 75 Sitzplätze in religiö-

sen Begegnungszentren
–  pro Bett in Heimen
–  pro 100 m2 in Museen, Gale-

rien und Bibliotheken
–  pro 4 Duschen in Sport- und 

Freizeiteinrichtungen

2 Einwohner-
gleichwerte 
gelten:

–  pro 2–2 ½ Zimmer pro 
Wohneinheit

–  pro Wohnwagenstandplatz 
ganzjährig

3 Einwohner-
gleichwerte 
gelten:

–  pro 3–3 ½ Zimmer pro 
Wohneinheit

4 Einwohner-
gleichwerte 
gelten:

–  pro 4–4 ½ Zimmer pro 
Wohneinheit

5 Einwohner-
gleichwerte 
gelten:

–  pro 5–5 ½ Zimmer pro 
Wohneinheit

6 Einwohner-
gleichwerte 
gelten:

–  bei 6 und mehr Zimmern pro 
Wohneinheit

2  Die Höhe der Anschlussgebühren in 
Franken ergibt sich aus dem Anhang 
zu diesem Reglement.

1 EGW =^ 55m³ Frischwasserbezug pro 
Jahr gewichtet mit dem/den folgenden 
Faktor(en) für Schmutzstofffracht: Für 
häusliches Abwasser gilt der Gewich-
tungsfaktor 1.

Für gewerbliches oder industrielles Ab-
wasser wird der Gewichtungsfaktor für 
die Ermittlung der Einwohnergleich-
werte anhand der Abwasserbelastung 
ermittelt. Es gelten die Gewichtungs-
faktoren Hydraulik (GH), Oxidation 
(GOX), Phosphor (GP) und Schlamm 
(GS) gemäss der Empfehlung Gebüh-
rensystem und Kostenverteilung bei 
Abwasseranlagen VSA/FES.
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b) Wohnbauten
Die Anschlussgebühr setzt sich zu-
sammen aus einer Grundgebühr pro 
Anschluss und einer Zusatzgebühr für 
jeden Einwohnergleichwert.

Ist die Schmutzstoffbelastung grös-
ser als 250 mg/l BSB5 (biochemischer 
Sauerstoffbedarf in 5 Tagen), so sind 
die Abwassermengen mit einem Ver-
schmutzungsbeiwert gemäss nachfol-
gender Tabelle zu multiplizieren.
Abwasserbelastung: 

 bis  250 mg BSB5/I = Faktor 1,0 
251 bis  400 mg BSB5/I = Faktor 1,2 
401  bis  550 mg BSB5/I = Faktor 1,4 
551  bis  700 mg BSB5/I = Faktor 1,6 
700  bis  850 mg BSB5/I = Faktor 1,8 
851  bis  1000 mg BSB5/I = Faktor 2,0 
usw.

b) abhängig von der Grösse der nach 
GEP entwässerten und an die ARA an-
geschlossenen Grundstücksfläche:
m² Grundstücksfläche x Abflusskoef-
fizient1) x CHF... / m² 2)

1) gemäss GEP
2)  CHF – Betrag abgestuft nach Grund-

stücksfläche
bis  1000 m2  Grundstücksfläche
von 1001 m2 bis 2000 m2 Grundstücksfläche
von 2001 m2 bis 3000 m2 Grundstücksfläche
von 3001 m2 bis 4000 m2 Grundstücksfläche
von 4001 m2 bis 5000 m2 Grundstücksfläche
von 5001 m2 bis 6000 m2 Grundstücksfläche
von 6001 m2 bis 7000 m2 Grundstücksfläche
von 7001 m2 bis 8000 m2 Grundstücksfläche
von 8001 m2 bis 9000 m2 Grundstücksfläche
von 9001 m2 bis 10000 m2 Grundstücksfläche
über 10001 m2 Grundstücksfläche

Wird der Nachweis erbracht, dass der 
tatsächliche Abflusskoeffizient vom 
theoretischen Abflusskoeffizienten ge-
mäss GEP wesentlich abweicht, kann 
eine Anpassung der Gebühr verlangt 
werden.

2  Für Bauten ausserhalb der Bauzone 
wird als Grundstücksfläche die zweifa-
che Gebäudegrundfläche angerech-
net.
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3  Wird Regenwasser nachgewiesener-
massen anders als in eine öffentli-
che Entwässerungsanlage abgeleitet 
(bspw. mittels Versickerungsanlage), 
ist eine entsprechende Reduktion der 
Grundstücksfläche bei der Berech-
nung der Grundgebühr vorzunehmen.

c) Gewerbe, Industrie, Landwirtschaft 
und öffentliche Bauten
1  Die Anschlussgebühr setzt sich zu-
sammen aus einer Grundgebühr pro 
Anschluss und einer Zusatzgebühr, 
welche die Abwassermenge in Form 
von Einwohnergleichwerten und den 
Verschmutzungsgrad berücksichtigt.

2  Für die Bemessung der Einwohner-
gleichwerte ist die tatsächliche Ab-
wassermenge massgebend. Können 
keine Abwassermessungen vorge-
nommen werden oder sind solche nur 
mit einem unverhältnismässigen Auf-
wand möglich, so wird auf die Wasser-
bezugsmenge abgestellt.

3  Ist die Schmutzstoffbelastung grösser 
als 250 mg/1 BSB5 (biochemischer 
Sauerstoffbedarf in 5 Tagen), so sind 
die Abwassermengen mit einem Ver-
schmutzungsbeiwert gemäss nachfol-
gender Tabelle zu multiplizieren.

Abwasserbelastung: 
bis  250 mg BSB5/I = Faktor 1,0 
 251 bis  400 mg BSB5/I = Faktor 1,2 
 401  bis  550 mg BSB5/I = Faktor 1,4 
 551  bis  700 mg BSB5/I = Faktor 1,6 
 700  bis  850 mg BSB5/I = Faktor 1,8 
 851  bis  1000 mg BSB5/I = Faktor 2,0 
 usw.

4  Wenn die Abwasserbelastung höher 
als Faktor 1,0 angenommen werden 
muss, so ist diese durch Messungen 
zu erheben.

 



55

 

BGO Sirnach rev. 2016 BGO Sirnach 2023 (Entwurf)
5  Die Anschlussgebühr wird zuerst 
provisorisch festgelegt. Liegen die 
Abwassermengen (allenfalls Wasser-
bezugsmengen) von 2 vollen Betriebs-
jahren vor, so ist die Anschlussgebühr 
definitiv festzulegen.

6  Wird die Wasserbezugsmenge oder 
Abwasserbelastung wesentlich er-
höht, so kann eine Neuklassierung 
vorgenommen werden.

7  Die Kosten für die Ermittlung der 
Einwohnergleichwerte und des Ver-
schmutzungsgrades sind vom jewei-
ligen Abwasserverursacher zu über-
nehmen.

Art. 25  Wasseranschlussgebühren 
a) Wohnbauten
Die Anschlussgebühr setzt sich zu-
sammen aus einer Grundgebühr pro 
Anschluss und einer Zusatzgebühr für 
jeden Einwohnergleichwert.

b) Gewerbe, Industrie, Landwirtschaft 
und öffentliche Bauten
1  Die Anschlussgebühr setzt sich zu-

sammen aus einer Grundgebühr pro 
Anschluss und einer Zusatzgebühr für 
jeden Einwohnergleichwert.

2  Für die Bemessung der Einwohner-
gleichwerte ist die tatsächliche Was-
serbezugsmenge massgebend. Die 
Anschlussgebühr wird zuerst provi-
sorisch festgelegt. Liegt die Wasser-
bezugsmenge von 2 vollen Betriebs-
jahren vor, so ist die Anschlussgebühr 
definitiv festzulegen.

Art. 24 Bemessungsgrundlage  
Wasser (siehe Anhang 1.2)
1  Die Höhe der Anschlussgebühr richtet 

sich nach der Grösse des Wasserzäh-
lers (Qmax Durchfluss).

2  Wird ein grösserer Wasserzähler be-
nötigt (grösser Qmax) ist eine zusätzli-
che Anschlussgebühr, bemessen nach 
der Differenz zwischen der neuen und 
der bisherigen Zählergrösse, zu be-
zahlen.

3  Wird ein Wasseranschluss für eine 
Sprinkleranlage bestellt, ist dafür eine 
zusätzliche Gebühr zu leisten. Diese 
bemisst sich nach der Höhe der ef-
fektiven Kosten, welche zur Verstär-
kung der vorgelagerten Infrastruktur 
infolge dises Anschlusses notwendig 
werden.
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Art. 26  Elektrizitätsanschlussgebüh-
ren
a) Wohnbauten
Die Anschlussgebühr setzt sich zu-
sammen aus einer Grundgebühr pro 
Anschluss und einer Zusatzgebühr pro 
Wohnung.
b) Gewerbe, Industrie, Landwirtschaft 
und öffentliche Bauten
Die Anschlussgebühr setzt sich zu-
sammen aus einer Grundgebühr pro 
Anschluss und einer Zusatzgebühr pro 
Ampere Anschlusssicherung.
c) Ortsfeste Elektroheizungen und 
Wärmepumpenanlagen
Für den Anschluss elektrischer Hei-
zungen, Wärmepumpen und derglei-
chen kann die Gemeinde spezielle An-
schlussgebühren verlangen.

Art. 25 Bemessungsgrundlage  
Elektrizität (siehe Anhang 1.3)
1  Die Höhe der Anschlussgebühr richtet 

sich nach der bewilligten Leistung.
2  Wird eine grössere Leistung verlangt 

ist eine zusätzliche Anschlussgebühr, 
bemessen nach der Differenz zwi-
schen der neuen und der bisherigen 
Leistung, zu bezahlen.

D. Wiederkehrende Gebühren D. Wiederkehrende Gebühren

Art. 27  Grundsätze
1  Die Gemeinde erhebt wiederkehren-

de Gebühren zur Deckung der Kos-
ten von Erneuerung, Erweiterung, 
Betrieb und Unterhalt von Werklei-
tungen, Kanalisationen und zugehö-
rigen zentralen Anlagen.

2  Die wiederkehrenden Gebühren 
sind nach Massgabe des Kosten-
deckungs- und Verursacherprinzips 
unter Einbezug der Kosten für die 
Amortisation bzw. Werterhaltung 
der Anlagen festzulegen.

3  Die wiederkehrenden Gebühren 
setzen sich aus einer Grundgebühr 
(Pauschalgebühr) und einem Men-
genpreis zusammen, der auf der Be-
zugsmenge bzw. der Anlagebelas-
tung basiert.
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4  Die Voraussetzung zur Erhebung der 

wiederkehrenden Gebühren entsteht 
durch die Möglichkeit, Werkleitun-
gen, Kanalisationen und ARA be-
nützen zu können. Wird eine Anlage 
vorübergehend nicht in Anspruch ge-
nommen, so fällt deswegen die Ge-
bührenpflicht nicht dahin.

5  Die Höhe der Gebühren für die Abga-
be von elektrischem Strom und Was-
ser sowie die Benützung der Kanali-
sation sind in speziellen Reglementen 
geregelt.

Art. 26 Gegenstand
1  Wiederkehrende Gebühren sind die 

zu leistenden Abgaben, welche die 
Kosten von Erneuerung, Betrieb und 
Unterhalt von Werken und der zentra-
len Anlagen zu decken haben.

2  Wiederkehrende Gebühren sind auch 
zu leisten für den Ausbau von Kana-
lisationen und zugehörigen zentralen 
Anlagen, sofern sie nicht durch ein-
malige Anschlussgebühren gemäss 
Art. 21 gedeckt werden.

Art. 27 Schuldner, Gebührenpflicht 
und Fälligkeit
1  Der Anspruch zur Erhebung wieder-

kehrender Gebühren entsteht mit 
der tatsächlichen Benützung des An-
schlusses.

2  Schuldner der Benützungsgebühren 
ist der Liegenschafts- bzw. Baurechts-
eigentümer, von dessen Liegenschaft 
aus die Kanalisationsanlagen benützt 
werden.

3  Ab dem 30. Tag nach Eintritt der Fäl-
ligkeit sind Verzugszinsen geschuldet 
(vgl. Art. 7 Abs. 3).
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Art. 28 Bemessungsgrundlage,  
Gebührenhöhe Kanalisation
1  Die wiederkehrenden Gebühren sind 

nach Massgabe des Kostendeckungs- 
und Verursacherprinzips unter Einbe-
zug der Kosten für die Amortisation 
bzw. Werterhaltung der Anlagen fest-
zulegen.

2  Die wiederkehrenden Gebühren set-
zen sich zusammen aus einer Grund-
gebühr sowie einem auf der Bezugs-
menge bzw. der Anlagenbelastung 
basierenden Mengenpreis (Tarif).

3  Die wiederkehrenden Gebühren be-
rechnen sich wie folgt:

a)  Die Grundgebühr wird nach den m² 
der nach GEP entwässerten und an 
die ARA bzw. an eine öffentliche Re-
genwasserleitung angeschlossenen 
Grundstücksflächen, multipliziert mit 
den jeweiligen Abflusskoeffizienten 
gemäss GEP und einem Frankenan-
satz pro m² gemäss Anhang berech-
net.

     Wird Regenwasser nachgewiesener-
massen anders als in eine öffentliche 
Entwässerungsanlage abgeleitet 
(bspw. mittels Versickerungsanlage), 
ist eine entsprechende Reduktion der 
Grundstücksfläche bei der Berech-
nung der Grundgebühr vorzunehmen.

     Wird der Nachweis erbracht, dass der 
tatsächliche Abflusskoeffizient vom 
theoretischen Abflusskoeffizienten 
gemäss GEP wesentlich abweicht, 
kann eine Anpassung der Gebühr ver-
langt werden.

     Für Bauten ausserhalb der Bauzone 
wird als Grundstücksfläche die zwei-
fache Gebäudegrundfläche ange-
rechnet.
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b)  Die Mengengebühr richtet sich nach 
dem m³ Frischwasserverbrauch mul-
tipliziert mit einem Gewichtungsfak-
tor für die Schmutzstofffracht sowie 
einem Ansatz pro m³ gemäss An-
hang.

     Für häusliches Abwasser gilt der Ge-
wichtungsfaktor 1. Für gewerbliches 
oder industrielles Abwasser wird der 
Gewichtungsfaktor anhand der Ab-
wasserbelastung ermittelt. Es gelten 
die Gewichtungsfaktoren der An-
schlussgebühren gemäss Art. 23.

     Sind keine Wasseruhren vorhanden, 
gilt für Wohnungen bis 4 Zimmer ein 
Frischwasserverbrauch von 220 m³ ( =^  
4 EGW), für jedes weitere Zimmer zu-
sätzlich 55 m³ ( =^ 1 EGW).

     Wird das bezogene Frischwasser 
nachgewiesenermassen und recht-
mässig zu einem wesentlichen Teil 
nicht der Abwasserreinigungsanlage 
zugeführt, so ist eine entsprechende 
Reduktion der Mengengebühr vor-
zunehmen.

     Wird Wasser, das nicht aus der öffent-
lichen Wasserversorgung stammt, 
der ARA zugeleitet, so ist eine ent-
sprechende Erhöhung der Mengen-
gebühr vorzunehmen.

     Die Gemeindebehörde kann zu Las-
ten der Betroffenen Mengenmes-
sungen anordnen.

     Die Gemeindebehörde kann in be-
gründeten Fällen abweichende bzw. 
vertragliche Regelungen auf der 
Grundlage des Verursacher- und 
Rechtsgleichheitsprinzips treffen.

     Zur Abgeltung der Entwässerung 
gemeindeeigener Anlagen, wie z.B. 
Strassen etc. wird die Grundgebühr 
nach Abs. 3 Ziff. 1a erhoben.
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Art. 28  Grundgebühr
1  Mit der Grundgebühr wird berücksich-

tigt, dass die Leistungsbereitschaft 
der öffentlichen Werke dauernd si-
chergestellt sein muss (Kanalisation, 
Kläranlage Elektrizitäts-, Wasser- und 
Löschwasserversorgung).

2  Die Eigentümer von überbauten Lie-
genschaften, die sich im Einzugsgebiet 
einer Hydrantenanlage befinden, be-
zahlen eine Grundgebühr für die Leis-
tungsbereitschaft der Wasserversor-
gung (z.B. Löschwasserbereitschaft), 
auch wenn sie nicht an die Wasserver-
sorgung angeschlossen sind.

3  Die Eigentümer von überbauten Lie-
genschaften, die zur Ablieferung der 
gesammelten Abwässer an die Klär-
anlage verpflichtet sind, bezahlen 
eine ARA-Grundgebühr, auch wenn 
sie nicht an die Kanalisation ange-
schlossen sind.

II. ERSATZABGABEN FÜR PARK-
PLÄTZE UND SPIELPLÄTZE

II. ERSATZABGABE FÜR PARKPLÄT-
ZE UND SPIELPLÄTZE

Art. 29  Ersatzabgabepflicht
1  Wer die gemäss Baureglement vorge-

schriebenen Parkplätze nicht erstellt, 
hat der Gemeinde eine Ersatzabgabe 
zu leisten. Die Entrichtung der Ersatz-
abgabe verschafft keinen Anspruch 
auf einen fest zugeteilten Abstellplatz 
oder Einstellraum.

2  Ist bei Mehrfamilienhäusern die An-
lage der gemäss Baureglement oder 
PBG erforderlichen Spielplätze nicht 
möglich, sinnvoll oder zumutbar, so 
hat der Bauherr der Gemeinde als 
Ausgleich eine Ersatzabgabe zu ent-
richten.

Art. 29  Ersatzabgabepflicht
1  Wer die gemäss Baureglement vorge-

schriebenen Parkplätze nicht erstellt, 
hat der Gemeinde gemäss § 89 PBG 
eine Ersatzabgabe zu leisten. Die Ent-
richtung der Ersatzabgabe verschafft 
keinen Anspruch auf einen fest zuge-
teilten Abstellplatz oder Einstellraum.

2  Ist bei Mehrfamilienhäusern die An-
lage der gemäss Baureglement oder 
§ 86 PBG erforderlichen Spielplätze 
nicht möglich, sinnvoll oder zumutbar, 
so hat der Bauherr der Gemeinde ge-
mäss § 87 PBG als Ausgleich eine Er-
satzabgabe zu entrichten.
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Art. 30  Bemessungsgrundsätze
1  Die Parkplatzersatzabgabe ist für die 

Anzahl Abstellplätze zu entrichten, 
von deren Erstellung der Bauherr be-
freit ist. 

2  Die Spielplatzersatzabgabe richtet 
sich nach der Bruttogeschossfläche 
der Wohnungen, die drei und mehr 
Zimmer aufweisen.

Art. 30  Bemessungsgrundsätze
1  Die Parkplatzersatzabgabe gemäss 

Anhang 3.1 ist für die Anzahl Abstell-
plätze zu entrichten, von deren Erstel-
lung der Bauherr befreit ist.

2  Die Spielplatzersatzabgabe gemäss 
Anhang 3.2 richtet sich nach der Brut-
togeschossfläche der Wohnungen, die 
drei und mehr Zimmer aufweisen.

Art. 31  Verwendung der Ersatzab-
gaben
1  Die Parkplatzersatzabgaben dienen 

der Errichtung, dem Betrieb und dem 
Unterhalt öffentlicher Parkierungsan-
lagen sowie der Beteiligung der Ge-
meinde an gemischtwirtschaftlichen 
Parkierungsanlagen. Die Parkplatz-
ersatzabgaben können zudem zur 
Förderung des lokalen und regiona-
len öffentlichen Verkehrs verwendet 
werden.

2  Die Spielplatzersatzabgaben sind für 
Gemeinschaftsanlagen zu verwen-
den.

3  Die Ersatzabgaben für Parkplätze und 
Spielplätze werden je einem separat 
geführten Konto gutgeschrieben.

Art. 31  Verwendung der Ersatzab-
gaben
1  Die Parkplatzersatzabgaben dienen 

der Errichtung, dem Betrieb und dem 
Unterhalt öffentlicher Parkierungsan-
lagen sowie der Beteiligung der Ge-
meinde an gemischtwirtschaftlichen 
Parkierungsanlagen. Die Parkplatz-
ersatzabgaben können zudem zur 
Förderung des lokalen und regiona-
len öffentlichen Verkehrs verwendet 
werden.

2  Die Spielplatzersatzabgaben sind für 
Gemeinschaftsanlagen zu verwen-
den.

3  Die Ersatzabgaben für Parkplätze und 
Spielplätze werden je einem separat 
geführten Konto gutgeschrieben.

Art. 32  Veranlagung und Fälligkeit
1  Die Befreiung von der Erstellungs-

pflicht und die Veranlagung der Er-
satzabgabe erfolgen im Rahmen des 
Baubewilligungsverfahrens und sind 
Bestandteil des Baubewilligungsent-
scheides.

2  Die Ersatzabgabe wird fällig mit dem 
Baubeginn der Baute oder Anlage, 
welche die Ersatzabgabe auslöst.

3  Ab dem 30. Tag nach Eintritt der Fäl-
ligkeit sind Verzugszinsen geschuldet 
(vgl. Art. 6 Abs. 3).

Art. 32  Veranlagung und Fälligkeit
1  Die Befreiung von der Erstellungs-

pflicht und die Veranlagung der Er-
satzabgabe erfolgen im Rahmen des 
Baubewilligungsverfahrens und sind 
Bestandteil des Baubewilligungsent-
scheides.

2  Die Ersatzabgabe wird fällig mit dem 
Baubeginn der Baute oder Anlage, 
welche die Ersatzabgabe auslöst.

3  Ab dem 30. Tag nach Eintritt der Fäl-
ligkeit sind Verzugszinsen geschuldet 
(vgl. Art. 7 Abs. 3).
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Art. 33  Rückerstattung
Werden Abstellplätze oder Spielplätze 
innert 20 Jahren nach der Veranlagung 
erstellt, kann der Eigentümer die ent-
richtete Ersatzabgabe anteilsmässig 
zurückfordern. Für jedes volle Jahr bis 
zum zwanzigsten Jahr werden 5 % zu-
rückerstattet.

Art. 33 Rückerstattung
Werden Abstellplätze oder Spielplätze 
innert 10 Jahren nach der Veranlagung 
erstellt, kann der Grundeigentümer die 
entrichtete Ersatzabgabe anteilsmässig 
(ohne Zins) zurückfordern. Für jedes 
volle Jahr bis zum zehnten Jahr werden 
10 % zurückerstattet.

III. GEBÜHREN IM BAUWESEN III. GEBÜHREN IM BAUWESEN

A. Baupolizeiwesen A. Baupolizeiwesen

Art. 34  Bemessungsgrundsätze
1  Die Gemeinde erhebt für die Durch-

führung des Baubewilligungs- und 
Kontrollverfahrens Gebühren nach 
Aufwand. Der Gebührenrahmen ist 
im Anhang festgelegt.

2  Die Kosten für ausserordentliche Bau-
kontrollen werden zusätzlich verrech-
net.

3  Eine Reduktion der Gebühren bis zu 
50 % ist möglich, wenn ein Baugesuch 
abgewiesen oder zurückgezogen 
wird, sowie bei Vorentscheiden.

4  Bei besonders hohem Aufwand (gros-
se und komplexe Bauvorhaben) kann 
die Gemeindebehörde eine über den 
Gebührenrahmen hinausgehende 
Gebühr festlegen, wobei die Erhö-
hung zu begründen ist.

5  Beschliesst die Behörde, es sei eine 
Expertise oder ein Gutachten von 
aussenstehenden Fachleuten einzu-
holen, so hat der Gesuchsteller hier-
für die Kosten zusätzlich zu bezahlen.

Art. 34  Bemessungsgrundsätze
1  Die Gemeinde erhebt gemäss § 119 

PBG für die Durchführung des Baube-
willigungs- und Kontrollverfahrens Ge-
bühren nach Aufwand. Der Gebühren-
rahmen ist im Anhang 4.1 festgelegt.

2  Die Kosten für ausserordentliche Bau-
kontrollen werden zusätzlich nach 
dem effektiven Aufwand verrechnet.

3  Bei abgewiesenen oder zurückgezo-
genen Baugesuchen und für Vorent-
scheide kann die Gebühr bis zu 50 % 
reduziert werden.

4  Bei besonders hohem Aufwand (gros-
se und komplexe Bauvorhaben) kann 
die Gemeindebehörde eine über den 
Gebührenrahmen hinausgehende 
Gebühr festlegen, wobei die Erhö-
hung zu begründen ist.

5  Beschliesst die Behörde, es sei eine 
Expertise, oder ein Gutachten, oder 
spezielle Baukontrollen von aussen-
stehenden Fachleuten einzuholen, so 
hat der Gesuchsteller hierfür die Kos-
ten zusätzlich zu bezahlen.

6  Bei querulatorischen oder trölerischen 
Einsprachen wird den Einsprechern je 
nach verursachtem Aufwand (Ansatz 
CHF 100.– / Std.) eine Gebühr von 
CHF 100.– bis CHF 1’000.– auferlegt.
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Art. 35  Sicherstellung und Fälligkeit
1  Zur Sicherstellung der mutmasslichen 

Kosten des Baubewilligungs- und Kon-
trollverfahrens kann die Behörde an-
gemessene Anzahlungen verlangen.

2  Die Gebühren werden mit Erteilung 
der Baubewilligung bzw. mit dem Ent-
scheid über das Baugesuch fällig.

3  Ab dem 30. Tag nach Eintritt der Fäl-
ligkeit sind Verzugszinsen geschuldet 
(vgl. Art. 6 Abs. 3).

4  Die Baubehörde kann die Abnah-
me des Schnurgerüstes verweigern, 
wenn die Baubewilligungsgebühren 
sowie die fälligen Anschlussgebühren 
und Erschliessungsbeiträge, samt all-
fälligen Zinsen, nicht bezahlt sind.

Art. 35 Sicherstellung und Fälligkeit
1  Zur Sicherstellung der mutmasslichen 

Kosten des Baubewilligungs- und Kon-
trollverfahrens kann die Behörde ange-
messene Anzahlungen verlangen.

2  Die Gebühren werden mit Erteilung 
der Baubewilligung bzw. mit dem Ent-
scheid über das Baugesuch fällig.

3  Ab dem 30. Tag nach Eintritt der Fäl-
ligkeit sind Verzugszinsen geschuldet 
(vgl. Art. 7 Abs. 3).

B. Inanspruchnahme von gemein-
deeigenem öffentli chem Grund

B. Inanspruchnahme von gemeinde-
eigenem öffentlichem Grund /  
Gesteigerter Gemeingebrauch

Art. 36  Gegenstand
1  Die Inanspruchnahme von gemeinde-

eigenem öffentlichem Grund für Lei-
tungsanlagen, Baugrubensicherungen, 
Installationen, Baugerüste, Lagerplätze 
und Abschrankungen ist bewilligungs-
pflichtig. Dafür können Gebühren er-
hoben werden (§ 34 Kantonales Gesetz 
über Strassen und Wege).

2  Von der Bewilligungs- und Gebüh-
renpflicht ausgenommen ist die kurz-
fristige Inanspruchnahme des öffent-
lichen Grundes (z.B. Güterumschlag).

3  Es besteht kein Rechtsanspruch auf 
die private Beanspruchung des öf-
fentlichen Grunds.

4  Bewilligungen für den gesteigerten 
Gemeingebrauch des öffentlichen 
Grundes können erteilt werden, wenn 
die Störung des öffentlichen und pri-
vaten Verkehrs sowie weiterer Zwecke 
des öffentlichen Grundes massvoll ist

Art. 36 Gesteigerter Gemeinge-
brauch
1  Die Inanspruchnahme von gemein-

deeigenem öffentlichem Grund ins-
besondere für Leitungsanlagen, Bau-
grubensicherungen, Installationen, 
Baugerüste, Lagerplätze und Ab-
schrankungen ist bewilligungspflichtig. 
Dafür werden Gebühren erhoben.

2  Von der Bewilligungs- und Gebühren-
pflicht ausgenommen ist die kurzfristi-
ge Inanspruchnahme des öffentlichen 
Grundes (z.B. Güterumschlag).

3  Es besteht kein Rechtsanspruch auf 
die private Beanspruchung des öf-
fentlichen Grunds.

4  Bewilligungen für den gesteigerten 
Gemeingebrauch des öffentlichen 
Grundes können erteilt werden, wenn 
die Störung des öffentlichen und pri-
vaten Verkehrs sowie weiterer Zwecke 
des öffentlichen Grundes massvoll ist
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4  und aus Sicherheitsgründen verant-

wortet werden kann.

4  und aus Sicherheitsgründen verant-
wortet werden kann.

Art. 37 Bemessung der Gebühren
1  Die Werke entschädigen den allge-

meinen Haushalt der Gemeinde für 
die Nutzung des öffentlichen Grundes 
gemäss Strassen- und Weggesetz.

2 Elektrizität:  Auf die Netznutzungsge-
bühr wird ein Zuschlag als 
Abgabe an das Gemein-
wesen erhoben. Der Ge-
meinderat setzt die Höhe 
der Zuschläge fest. Er darf 
höchstens 1 Rp. / kWh be-
tragen.

3 Wasser:  Auf die Bezugsgebühr wird 
ein Zuschlag als Abgabe 
an das Gemeinwesen er-
hoben. Der Gemeinderat 
setzt die Höhe des Zu-
schlags fest. Er darf höchs-
tens 20 Rp. / m³ betragen.

4 Gas:   Auf die Bezugsgebühr wird 
ein Zuschlag als Abgabe 
an das Gemeinwesen er-
hoben. Der Gemeinderat 
setzt die Höhe des Zu-
schlags fest. Er darf höchs-
tens 1 Rp. / kWh betragen.

5 Fernwärme:  Auf die Bezugsgebühr wird 
ein Zuschlag als Abgabe 
an das Gemeinwesen er-
hoben. Der Gemeinderat 
setzt die Höhe des Zu-
schlags fest. Er darf höchs-
tens 1 Rp. / kWh betragen.

Art. 37  Gebühren für Installations- 
und Lagerplätze bei  Bauausführungen
1  Die Gebühren setzen sich aus einer 

Grundtaxe und einer Tagesgebühr pro 
m² beanspruchte Fläche zusammen.

Art. 38 Gebühren für Installations- 
und Lagerplätze bei Bauausführungen
1  Die Gebühren gemäss Anhang 4.2 
setzen sich aus einer Grundtaxe und 
einer Tagesgebühr pro m² bean-
spruchte Fläche zusammen.
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2  Zusätzlich in Rechnung gestellt wer-

den die Kosten für die Signalisation 
und Beleuchtung sowie die Reinigung 
und Wiederinstandstellung der bean-
spruchten Fläche, sofern diese Leis-
tungen von der Gemeinde erbracht 
werden.

2  Zusätzlich in Rechnung gestellt wer-
den die Kosten für die Signalisation 
und Beleuchtung sowie die Reinigung 
und Wiederinstandstellung der bean-
spruchten Fläche, sofern diese Leis-
tungen von der Gemeinde erbracht 
werden.

Art. 38 Gebühren für die Wiederin-
standstellung von  Strassenbelägen
1  Die Wiederinstandstellung von bitu-

minösen Belägen bei Aufgrabungen 
und Belagsschäden erfolgt grundsätz-
lich durch die Gemeinde oder durch 
die von der Gemeinde bestimmten 
Unternehmer. Die entstehenden Kos-
ten werden dem Verursacher in Rech-
nung gestellt. Als Richtlinie gelten die 
jeweils gültigen Verrechnungssätze 
des kantonalen Tiefbauamtes.

2  Die Grabarbeiten müssen fachge-
recht vorgenommen werden. Mass-
gebend ist die VSS Norm 640 535 b.

Art. 39 Gebühren für die Wiederin-
standstellung von Strassenbelägen.
1  Die Wiederinstandstellung von bitu-

minösen Belägen bei Aufgrabungen 
und Belagsschäden erfolgt grundsätz-
lich durch die Gemeinde oder durch 
die von der Gemeinde bestimmten 
Unternehmer. Die entstehenden Kos-
ten (inkl. den vorgezogenen Kosten 
für den späteren Deckbelag) werden 
dem Verursacher in Rechnung ge-
stellt. Als Richtlinie gelten die jeweils 
gültigen Verrechnungssätze des kan-
tonalen Tiefbauamtes.

2  Die Grabarbeiten müssen fachgerecht 
vorgenommen werden. Massgebend 
ist die gültige VSS Norm.

Art. 39  Fälligkeit
1  Die Gebühren werden mit der Rech-

nungsstellung fällig.
2  Ab dem 30. Tag nach Eintritt der Fäl-

ligkeit sind Verzugszinsen geschuldet 
(vgl. Art. 6 Abs. 3).

Art. 40 Fälligkeit
1  Die Gebühren werden mit der Rech-

nungsstellung fällig.
2  Ab dem 30. Tag nach Eintritt der Fäl-

ligkeit sind Verzugszinsen geschuldet 
(vgl. Art. 7 Abs. 3).

IV. SCHLUSS- UND ÜBERGANGSBE-
STIMMUNGEN

IV. SCHLUSS- UND ÜBERGANGSBE-
STIMMUNGEN

Art. 40  Genehmigung und Inkraft-
treten
Das vorliegende Reglement wird nach 
Annahme durch die Stimmberechtig-
ten und die Genehmigung durch den 
Regierungsrat vom Gemeinderat in 
Kraft gesetzt.

Art. 41 Genehmigung und Inkraft-
treten
Das vorliegende Reglement wird nach 
Annahme durch die Stimmberechtig-
ten und die Genehmigung durch das 
Departement vom Gemeinderat in 
Kraft gesetzt.
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Art. 41  Ausserkraftsetzung bisheri-
gen Rechts
Mit Inkrafttreten dieser Beitrags- und 
Gebührenordnung treten alle ihr wider-
sprechenden Erlasse und Bestimmun-
gen der ehemaligen Ortsgemeinden 
Busswil, Horben, Sirnach und Wiezikon 
ausser Kraft.

Art. 42 Ausserkraftsetzung bisheri-
gen Rechts
Diese Beitrags- und Gebührenordnung 
ersetzt alle früheren Bestimmungen 
über Beiträge und Gebühren in den 
vorgenannten Bereichen.

Art. 42  Übergangsbestimmungen
Für Erschliessungsanlagen, die bei In-
krafttreten dieses Reglementes bereits 
bestehen, können keine Beiträge nach 
diesem Reglement erhoben werden 
(Rückwirkungsverbot). Die Beitrags-
pflicht und die Beitragsbemessung rich-
tet sich in diesen Fällen nach den bisher 
geltenden Vorschriften der Ortsge-
meinden Busswil, Horben, Sirnach und 
Wiezikon. Diese Vorschriften bleiben 
solange anwendbar, bis die Beitragsver-
anlagung abgeschlossen ist.

Art. 43 Übergangsbestimmungen
1  Bisher erlassene Verfügungen gel-

ten nach dem alten Recht (BGO vom 
01.07.1998).

2  Für Anschlussgebühren gemäss Art. 
21 ist zur Veranlagung nach altem 
oder neuem Recht der Zeitpunkt der 
Fertigstellung des Anschlusses und 
das Datum der Inkrafttretung der neu-
en BGO massgebend.

An der Urnenabstimmung vom  
15.3.1998 durch die Stimmberechtig-
ten der Politischen Gemeinde Sirnach 
beschlossen. 

Der Gemeindeammann:
Joseph Bachmann

Die Gemeindeschreiberin:
Marianne Christen

An der Urnenabstimmung vom 
…………….. durch die Stimmberechtig-
ten der Politischen Gemeinde Sirnach 
beschlossen. 

Der Gemeindepräsident: 
Kurt Baumann

Die Gemeindeschreiberin:

…………………………..

Vom Regierungsrat genehmigt am 
12.5.1998 mit RRB Nr. 391

Vom Departement genehmigt am  

…………….. mit Beschluss Nr. 

……………..

Vom Gemeinderat in Kraft gesetzt auf 
den 1.7.1998

Vom Gemeinderat in Kraft gesetzt auf 

den ……………..
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Anhang zur Beitrags- und Gebühren-
ordnung im Bau- und Erschliessungs-
wesen (gültig ab dem ………………)

1.  Anschlussgebühren 1. Anschlussgebühren

1.1 Kanalisation (Art. 24 BGO)
Grundgebühr: 
CHF 2520.– pro Anschlussobjekt
Zusatzgebühr:
CHF 1260.– pro Einwohnergleichwert

1.1 Kanalisation (Art. 23 BGO)
1.1.1 Bei Neubauten wird die An-
schlussgebühr wie folgt berechnet:
(EGW1) x CHF 1’260.–) + (m² Grund-
stücksfläche x Abflusskoeffizient2) x 
CHF 7.90/m²) bei Grundstücksfläche 
bis 1000 m²

(EGW1) x CHF 1’260.–) + (m² Grund-
stücksfläche x Abflusskoeffizient2) x 
CHF 3.75/m²) bei Grundstücksfläche 
von 1001 m² – 2000 m²

(EGW1) x CHF 1’260.–) + (m² Grund-
stücksfläche x Abflusskoeffizient2) x 
CHF 2.25/m²) bei Grundstücksfläche 
von 2001 m² – 3000 m²

(EGW1) x CHF 1’260.–) + (m² Grund-
stücksfläche x Abflusskoeffizient2) x 
CHF 1.45/m²) bei Grundstücksfläche 
von 3001 m² – 4000 m²

(EGW1) x CHF 1’260.–) + (m² Grund-
stücksfläche x Abflusskoeffizient2) x 
CHF 1.10/m²) bei Grundstücksfläche 
von 4001 m² – 5000 m²

(EGW1) x CHF 1’260.–) + (m² Grund-
stücksfläche x Abflusskoeffizient2) x 
CHF 0.85/m²) bei Grundstücksfläche 
von 5001 m² – 6000 m²

(EGW1) x CHF 1’260.–) + (m² Grund-
stücksfläche x Abflusskoeffizient2) x 
CHF 0.70/m²) bei Grundstücksfläche 
von 6001 m² – 7000 m²
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(EGW1) x CHF 1’260.–) + (m² Grund-
stücksfläche x Abflusskoeffizient2) x 
CHF 0.60/m²) bei Grundstücksfläche 
von 7001 m² – 8000 m²

(EGW1) x CHF 1’260.–) + (m² Grund-
stücksfläche x Abflusskoeffizient2) x 
CHF 0.50/m²) bei Grundstücksfläche 
von 8001 m² – 9000 m²

(EGW1) x CHF 1’260.–) + (m² Grund-
stücksfläche x Abflusskoeffizient2) x 
CHF 0.45/ m²) bei Grundstücksfläche 
von 9001 m² – 10000 m²

(EGW1) x CHF 1’260.–) + (m² Grund-
stücksfläche x Abflusskoeffizient2) x 
CHF 0.40/ m²) bei Grundstücksfläche 
über 10001 m²

1)  Anzahl EGW gem. BGO Art. 23 lit. a 
gewichtet mit dem  Faktor für Abwas-
serbelastung

2) gemäss GEP

1.1.2. Bei baulichen Erweiterungen 
wird die Anschlussgebühr wie folgt 
berechnet:
(zusätzlicher EGW1) x CHF 1’260.–) + 
(m² erweiterte Grundstücksfläche x 
Abflusskoeffizient2) x CHF 7.90/ m²) bei 
Grundstücksfläche bis 1000 m²

(zusätzlicher EGW1) x CHF 1’260.–) + (m² 
erweiterte Grundstücksfläche x Abfluss-
koeffizient2) x CHF 3.75/ m²) bei Grund-
stücksfläche von 1001 m² – 2000 m²

(zusätzlicher EGW1) x CHF 1’260.–) + 
(m² erweiterte Grundstücksfläche x 
Abflusskoeffizient2) x CHF 2.25/ m²) 
bei Grundstücksfläche von 2001 m² – 
3000 m²
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(zusätzlicher EGW1) x CHF 1’260.–) + (m² 
erweiterte Grundstücksfläche x Abfluss-
koeffizient2) x CHF 1.45/ m²) bei Grund-
stücksfläche von 3001 m² – 4000 m²

(zusätzlicher EGW1) x CHF 1’260.–) + (m² 
erweiterte Grundstücksfläche x Abfluss-
koeffizient2) x CHF 1.10/ m²) bei Grund-
stücksfläche von 4001 m² – 5000 m²

(zusätzlicher EGW1) x CHF 1’260.–) + (m² 
erweiterte Grundstücksfläche x Abfluss-
koeffizient2) x CHF 0.85/ m²) bei Grund-
stücksfläche von 5001 m² – 6000 m²

(zusätzlicher EGW1) x CHF 1’260.–) + (m² 
erweiterte Grundstücksfläche x Abfluss-
koeffizient2) x CHF 0.70/ m²) bei Grund-
stücksfläche von 6001 m² – 7000 m²

(zusätzlicher EGW1) x CHF 1’260.–) + (m² 
erweiterte Grundstücksfläche x Abfluss-
koeffizient2) x CHF 0.60/ m²) bei Grund-
stücksfläche von 7001 m² – 8000 m²

(zusätzlicher EGW1) x CHF 1’260.–) + (m² 
erweiterte Grundstücksfläche x Abfluss-
koeffizient2) x CHF 0.50/ m²) bei Grund-
stücksfläche von 8001 m² – 9000 m²

(zusätzlicher EGW1) x CHF 1’260.–) + (m² 
erweiterte Grundstücksfläche x Abfluss-
koeffizient2) x CHF 0.45/ m²) bei Grund-
stücksfläche von 9001 m² – 10000 m²

(zusätzlicher EGW1) x CHF 1’260.–) + 
(m² erweiterte Grundstücksfläche x 
Abflusskoeffizient2) x CHF 0.40/ m²) bei 
Grundstücksfläche über 10001 m²

1)   Anzahl EGW gem. BGO Art. 24 lit. a 
gewichtet mit dem  Faktor für Abwas-
serbelastung

2)  gemäss GEP
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1.2 Wasserversorgung (Art. 25 BGO)
Grundgebühr:
CHF  1890.–  pro Anschlussobjekt
Zusatzgebühr: 
CHF 375.–  pro Einwohnergleichwert

1.2 Wasserversorgung (Art. 24 BGO)
Die Anschlussgebühr beträgt CHF 
800.– pro m³/h (grösster Durchfluss des 
Wasserzählers, Qmax).

NW in Zoll NW in 
mm

Max. Durch-
fluss in 3/h Betrag

3/4 ‘‘ DIN 20 5 CHF 4000.–

1 ‘‘ DIN 25 7 CHF 5600.–

1 1/4 ‘‘ DIN 32 12 CHF 9600.–

1 1/2 ‘‘ DIN 40 20 CHF 16’000.–

2 ‘‘ DIN 50 30 CHF 24’000.–

1.3 Elektrizitätsversorgung 
(Art. 26 BGO) 
Wohnbauten
Grundgebühr:
CHF 2520.–  pro Anschlussobjekt
Zusatzgebühr:
CHF 1010.– pro Wohnung 
(unabhängig  von der Wohnungsgrösse 
und der Zahl der Wohnungen)

Gewerbe, Industrie, Landwirtschaft 
und öffentliche Bauten
Grundgebühr:
CHF 2520.–  pro Anschlussobjekt
Zusatzgebühr:
CHF 95.–  pro Ampere Anschlusssiche-
rung

1.3 Elektrizitätsversorgung 
(Art. 25 BGO)
a) Die Anschlussgebühr an das Nieder-
spannungsnetz beträgt CHF 150.– pro 
kW. Basierend auf dem maximalen 
Nennstrom des Anschlussüberstrom-
unterbrechers bzw.des Einstellwertes 
des Leistungsschutzschalters ergeben 
sich folgende Anschlussgebühren:

Überstrom- 
unterbrecher in 

Ampere

Leistung 
in kW Betrag

25 15 CHF 2250.–

40 25 CHF 3750.–

63 40 CHF 6000.–

80 50 CHF 7500.–

100 60 CHF 9000.–

125 80 CHF 12000.–

160 100 CHF 15000.–

200 125 CHF 18750.–

250 160 CHF 24000.–

315 200 CHF 30000.–

400 250 CHF 37500.–

630 400 CHF 60000.–

b) Die Anschlussgebühr an das Mittel-
spannungsnetz (Private Transformato-
renstationen) beträgt CHF 40.– pro kW. 
Es gilt die Maximale 15-minütige Bezugs-
leistung während des Kalenderjahres.
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2. Wiederkehrende Gebühren

2.1 Kanalisation (Art. 28 BGO)
a) Grundgebühr
Die Grundgebühr pro Jahr wird wie 
folgt berechnet:  m² Grundstücksfläche 
x Ablusskoeffizient 1) x 0.45  CHF / m²
1) gemäss GEP
b) Mengengebühr
Die Mengengebühr wird wie folgt be-
rechnet:  m³ Frischwasserverbrauch x 
Gewichtungsfaktor 1) x 1.70 CHF / m³
1)   Für häusliches Abwasser gilt der Ge-

wichtungsfaktor 1.  Für gewerbliches 
oder industrielles Abwasser wird der  
Gewichtungsfaktor anhand der Ab-
wasserbelastung  ermittelt. Es gelten 
die Gewichtungsfaktoren der Ab-
schlussgebühren gemäss Art. 23 BGO.

2. Ersatzabgaben für Parkplätze und 
Spielplätze

3. Ersatzabgaben für Parkplätze und 
Spielplätze

2.1 Parkplatzersatzabgabe (Art. 30 
Abs. 1 BGO)
CHF 7580.–  in den Kernzonen K 3 / K 4, 
    in den Wohn- und Gewer-

bezonen WG 3 / 4
   in den Wohnzonen W 3 / 4
CHF 3790.– in allen übrigen Zonen

3.1 Parkplatzersatzabgabe (Art. 30 
Abs. 1 BGO)
CHF 5600.– in allen Bauzonen

2.2  Spielplatzersatzabgabe (Art. 30 
Abs. 2 BGO) 
CHF 19.– pro m² BGF*  in den Kernzo-

nen K 3 / K 4, 
    in den Wohn- 

und Gewerbe-
zonen WG 3 / 4 

    in den Wohn-
zonen W 3 / 4

CHF 10.– pro m² BGF*   in allen übrigen 
Zonen

* Die Spielplatzersatzabgabe richtet sich 
nach der Bruttogeschossfläche (BGF) 
der Wohnungen, die drei und mehr Zim-
mer aufweisen.

3.2  Spielplatzersatzabgabe (Art. 30 
Abs. 2 BGO)
CHF 19.– pro m² BGF* in allen Bauzonen
*Die Spielplatzersatzabgabe rich-
tet sich nach der Bruttogeschoss-
fläche (BGF) der Wohnungen, die 
drei und mehr Zimmer aufweisen.
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3. Gebühren im Bauwesen 4. Gebühren im Bauwesen

3.1 Baupolizeiwesen (Art. 34 BGO)
Die Gemeindebehörde erhebt für die 
Durchführung des Baubewilligungs- 
und Kontrollverfahrens Gebühren nach 
Aufwand, wobei folgender Gebühren-
rahmen gilt:

Bausumme:   Gebührenrahmen:
CHF  bis 50’000.– CHF 125.– bis 375.–
CHF 50’000.–  bis 200’000.– CHF 375.– bis 750.–
CHF 200’000.–  bis 500’000.– CHF 750.– bis 1500.–
CHF 500’000.–  bis 2’000’000.– CHF 1500.– bis 3000.–
über  CHF 2’000’000.–  1,2 Promille der Bausumme, 

jedoch mind. CHF 3000.–

4.1 Baupolizeiwesen (Art. 34 BGO)
Die Gemeindebehörde erhebt für die 
Durchführung des Baubewilligungs- 
und Kontrollverfahrens Gebühren nach 
Aufwand, wobei folgender Gebühren-
rahmen gilt:

Bausumme:   Gebührenrahmen:
CHF  bis 50’000.– CHF 125.– bis 375.–
CHF 50’000.–  bis 200’000.– CHF 375.– bis 750.–
CHF 200’000.–  bis 500’000.– CHF 750.– bis 1500.–
CHF 500’000.–  bis 2’000’000.– CHF 1500.– bis 3000.–
über  CHF 2’000’000.–  1,2 Promille der Bausumme, 

jedoch mind. CHF 3000.–

3.2  Gebühren für Installations- und 
Lagerplätze bei Bauausführungen 
(Art. 37 BGO)
Die Grundtaxe beträgt: CHF  125.–
Die Tagesgebühren betragen:
–  1. bis und mit 20. Woche: 

CHF  0.15 pro Tag u. m² 
–  ab der 21. Woche: 

CHF  0.25 pro Tag u. m²

4.2  Gebühren für Installations- und 
Lagerplätze bei Bauausführungen 
(Art. 38 BGO)
Die Grundtaxe beträgt: CHF  125.–
Die Tagesgebühren betragen:
–  1. bis und mit 20. Woche: 

CHF  0.15 pro Tag u. m² 
–  ab der 21. Woche: 

CHF  0.25 pro Tag u. m²


